
Abschnitt 4Abschnitt 4

DatenschutzDatenschutz

§ 86 Erhebung personenbezogener Daten§ 86 Erhebung personenbezogener Daten

Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen zum Zweck derDie mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen zum Zweck der

Ausführung dieses Gesetzes und ausländerrechtlicher Bestimmungen in anderenAusführung dieses Gesetzes und ausländerrechtlicher Bestimmungen in anderen

Gesetzen personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur Erfüllung ihrerGesetzen personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur Erfüllung ihrer

Aufgaben nach diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen inAufgaben nach diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in

anderen Gesetzen erforderlich ist. Personenbezogene Daten, deren Verarbeitunganderen Gesetzen erforderlich ist. Personenbezogene Daten, deren Verarbeitung

nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 untersagt ist, dürfennach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 untersagt ist, dürfen

erhoben werden, soweit dies im Einzelfall zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist.erhoben werden, soweit dies im Einzelfall zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist.

§ 86a Erhebung personenbezogener Daten zu Förderungen der freiwilligen§ 86a Erhebung personenbezogener Daten zu Förderungen der freiwilligen

Ausreise und ReintegrationAusreise und Reintegration

(1) Die Ausländerbehörden und alle sonstigen öffentlichen Stellen sowie privaten(1) Die Ausländerbehörden und alle sonstigen öffentlichen Stellen sowie privaten

Träger, die staatlich finanzierte rückkehr- und reintegrationsfördernde MaßnahmenTräger, die staatlich finanzierte rückkehr- und reintegrationsfördernde Maßnahmen

selbst oder im Auftrag der öffentlichen Hand durchführen oder den dafürselbst oder im Auftrag der öffentlichen Hand durchführen oder den dafür

erforderlichen Antrag entgegennehmen, erheben personenbezogene Daten, soweiterforderlichen Antrag entgegennehmen, erheben personenbezogene Daten, soweit

diese Daten zur Erfüllung der Zwecke nach Satz 2 erforderlich sind. Diediese Daten zur Erfüllung der Zwecke nach Satz 2 erforderlich sind. Die

Datenerhebung erfolgt zum ZweckDatenerhebung erfolgt zum Zweck

1. der Durchführung der rückkehr- und reintegrationsfördernden Maßnahmen,1. der Durchführung der rückkehr- und reintegrationsfördernden Maßnahmen,

2. der Koordinierung der Programme zur Förderung der freiwilligen Rückkehr durch2. der Koordinierung der Programme zur Förderung der freiwilligen Rückkehr durch

das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sowiedas Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sowie

3. der Sicherstellung einer zweckgemäßen Verwendung der Förderung und3. der Sicherstellung einer zweckgemäßen Verwendung der Förderung und

erforderlichenfalls zu deren Rückforderung.erforderlichenfalls zu deren Rückforderung.

Dabei handelt es sich um die folgenden Daten:Dabei handelt es sich um die folgenden Daten:

– Familienname, Geburtsname, Vornamen, Schreibweise der Namen nach– Familienname, Geburtsname, Vornamen, Schreibweise der Namen nach

deutschem Recht, Familienstand, Geburtsdatum, Geburtsort, -land und -bezirk,deutschem Recht, Familienstand, Geburtsdatum, Geburtsort, -land und -bezirk,

Geschlecht, Doktorgrad, Staatsangehörigkeiten,Geschlecht, Doktorgrad, Staatsangehörigkeiten,

– Angaben zum Zielstaat der Fördermaßnahme,– Angaben zum Zielstaat der Fördermaßnahme,

– Angaben zur Art der Förderung und– Angaben zur Art der Förderung und

– Angaben, ob die Person freiwillig ausgereist ist, abgeschoben oder– Angaben, ob die Person freiwillig ausgereist ist, abgeschoben oder

zurückgeschoben wurde, sowie Angaben, ob die Person ausgewiesen wurde.zurückgeschoben wurde, sowie Angaben, ob die Person ausgewiesen wurde.

Angaben zum Umfang und zur Begründung der Förderung müssen ebenfallsAngaben zum Umfang und zur Begründung der Förderung müssen ebenfalls



erhoben werden. Die Daten sind spätestens nach zehn Jahren zu löschen.erhoben werden. Die Daten sind spätestens nach zehn Jahren zu löschen.

(2) Die Ausländerbehörden und die mit grenzpolizeilichen Aufgaben betrauten(2) Die Ausländerbehörden und die mit grenzpolizeilichen Aufgaben betrauten

Behörden erheben zur Feststellung der Wirksamkeit der Förderung der AusreisenBehörden erheben zur Feststellung der Wirksamkeit der Förderung der Ausreisen

Angaben zum Nachweis der Ausreise, zum Staat der Ausreise und zum derAngaben zum Nachweis der Ausreise, zum Staat der Ausreise und zum der

Ausreise.Ausreise.

§ 87 Übermittlungen an Ausländerbehörden§ 87 Übermittlungen an Ausländerbehörden

(1) Öffentliche Stellen mit Ausnahme von Schulen sowie Bildungs- und(1) Öffentliche Stellen mit Ausnahme von Schulen sowie Bildungs- und

Erziehungseinrichtungen haben ihnen bekannt gewordene Umstände den in § 86Erziehungseinrichtungen haben ihnen bekannt gewordene Umstände den in § 86

Satz 1 genannten Stellen auf Ersuchen mitzuteilen, soweit dies für die dortSatz 1 genannten Stellen auf Ersuchen mitzuteilen, soweit dies für die dort

genannten Zwecke erforderlich ist.genannten Zwecke erforderlich ist.

(2) Öffentliche Stellen im Sinne von Absatz 1 haben unverzüglich die zuständige(2) Öffentliche Stellen im Sinne von Absatz 1 haben unverzüglich die zuständige

Ausländerbehörde zu unterrichten, wenn sie im Zusammenhang mit der ErfüllungAusländerbehörde zu unterrichten, wenn sie im Zusammenhang mit der Erfüllung

ihrer Aufgaben Kenntnis erlangen vonihrer Aufgaben Kenntnis erlangen von

1. dem Aufenthalt eines Ausländers, der keinen erforderlichen Aufenthaltstitel1. dem Aufenthalt eines Ausländers, der keinen erforderlichen Aufenthaltstitel

besitzt und dessen Abschiebung nicht ausgesetzt ist,besitzt und dessen Abschiebung nicht ausgesetzt ist,

2. dem Verstoß gegen eine räumliche Beschränkung,2. dem Verstoß gegen eine räumliche Beschränkung,

2a. der Inanspruchnahme oder Beantragung von Sozialleistungen durch einen2a. der Inanspruchnahme oder Beantragung von Sozialleistungen durch einen

Ausländer, für sich selbst, seine Familienangehörigen oder für sonstigeAusländer, für sich selbst, seine Familienangehörigen oder für sonstige

Haushaltsangehörige in den Fällen des § 7 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 oder Satz 4Haushaltsangehörige in den Fällen des § 7 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 oder Satz 4

des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch oder in den Fällen des § 23 Absatz 3 Satz 1des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch oder in den Fällen des § 23 Absatz 3 Satz 1

Nummer 2 oder 3, Satz 3, 6 oder 7 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch oderNummer 2 oder 3, Satz 3, 6 oder 7 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch oder

3. einem sonstigen Ausweisungsgrund;3. einem sonstigen Ausweisungsgrund;

4. (weggefallen)4. (weggefallen)

in den Fällen der Nummern 1 und 2 und sonstiger nach diesem Gesetz strafbarerin den Fällen der Nummern 1 und 2 und sonstiger nach diesem Gesetz strafbarer

Handlungen kann statt der Ausländerbehörde die zuständige PolizeibehördeHandlungen kann statt der Ausländerbehörde die zuständige Polizeibehörde

unterrichtet werden, wenn eine der in § 71 Abs. 5 bezeichneten Maßnahmen inunterrichtet werden, wenn eine der in § 71 Abs. 5 bezeichneten Maßnahmen in

Betracht kommt; die Polizeibehörde unterrichtet unverzüglich dieBetracht kommt; die Polizeibehörde unterrichtet unverzüglich die

Ausländerbehörde. Öffentliche Stellen sollen unverzüglich die zuständigeAusländerbehörde. Öffentliche Stellen sollen unverzüglich die zuständige

Ausländerbehörde unterrichten, wenn sie im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrerAusländerbehörde unterrichten, wenn sie im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer

Aufgaben Kenntnis erlangen von einer besonderen Integrationsbedürftigkeit imAufgaben Kenntnis erlangen von einer besonderen Integrationsbedürftigkeit im

Sinne einer nach § 43 Abs. 4 erlassenen Rechtsverordnung. Die für LeistungenSinne einer nach § 43 Abs. 4 erlassenen Rechtsverordnung. Die für Leistungen

nach dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch zuständigen Stellen sindnach dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch zuständigen Stellen sind

über die in Satz 1 geregelten Tatbestände hinaus verpflichtet, derüber die in Satz 1 geregelten Tatbestände hinaus verpflichtet, der

Ausländerbehörde mitzuteilen, wenn ein Ausländer mit einer AufenthaltserlaubnisAusländerbehörde mitzuteilen, wenn ein Ausländer mit einer Aufenthaltserlaubnis



nach Kapitel 2 Abschnitt 3 oder 4 für sich oder seine Familienangehörigennach Kapitel 2 Abschnitt 3 oder 4 für sich oder seine Familienangehörigen

entsprechende Leistungen beantragt. Die Auslandsvertretungen übermitteln derentsprechende Leistungen beantragt. Die Auslandsvertretungen übermitteln der

zuständigen Ausländerbehörde personenbezogene Daten eines Ausländers, diezuständigen Ausländerbehörde personenbezogene Daten eines Ausländers, die

geeignet sind, dessen Identität oder Staatsangehörigkeit festzustellen, wenn siegeeignet sind, dessen Identität oder Staatsangehörigkeit festzustellen, wenn sie

davon Kenntnis erlangen, dass die Daten für die Durchsetzung der vollziehbarendavon Kenntnis erlangen, dass die Daten für die Durchsetzung der vollziehbaren

Ausreisepflicht gegenüber dem Ausländer gegenwärtig von Bedeutung sein können.Ausreisepflicht gegenüber dem Ausländer gegenwärtig von Bedeutung sein können.

(3) Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration(3) Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration

ist nach den Absätzen 1 und 2 zu Mitteilungen über einen diesem Personenkreisist nach den Absätzen 1 und 2 zu Mitteilungen über einen diesem Personenkreis

angehörenden Ausländer nur verpflichtet, soweit dadurch die Erfüllung der eigenenangehörenden Ausländer nur verpflichtet, soweit dadurch die Erfüllung der eigenen

Aufgaben nicht gefährdet wird. Die Landesregierungen können durchAufgaben nicht gefährdet wird. Die Landesregierungen können durch

Rechtsverordnung bestimmen, dass Ausländerbeauftragte des Landes undRechtsverordnung bestimmen, dass Ausländerbeauftragte des Landes und

Ausländerbeauftragte von Gemeinden nach den Absätzen 1 und 2 zu MitteilungenAusländerbeauftragte von Gemeinden nach den Absätzen 1 und 2 zu Mitteilungen

über einen Ausländer, der sich rechtmäßig in dem Land oder der Gemeinde aufhältüber einen Ausländer, der sich rechtmäßig in dem Land oder der Gemeinde aufhält

oder der sich bis zum Erlass eines die Rechtmäßigkeit des Aufenthalts beendendenoder der sich bis zum Erlass eines die Rechtmäßigkeit des Aufenthalts beendenden

Verwaltungsaktes rechtmäßig dort aufgehalten hat, nur nach Maßgabe des SatzesVerwaltungsaktes rechtmäßig dort aufgehalten hat, nur nach Maßgabe des Satzes

1 verpflichtet sind.1 verpflichtet sind.

(4) Die für die Einleitung und Durchführung eines Straf- oder eines(4) Die für die Einleitung und Durchführung eines Straf- oder eines

Bußgeldverfahrens zuständigen Stellen haben die zuständige AusländerbehördeBußgeldverfahrens zuständigen Stellen haben die zuständige Ausländerbehörde

unverzüglich über die Einleitung des Strafverfahrens sowie die Erledigung desunverzüglich über die Einleitung des Strafverfahrens sowie die Erledigung des

Straf- oder Bußgeldverfahrens bei der Staatsanwaltschaft, bei Gericht oder bei derStraf- oder Bußgeldverfahrens bei der Staatsanwaltschaft, bei Gericht oder bei der

für die Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit zuständigenfür die Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit zuständigen

Verwaltungsbehörde unter Angabe der gesetzlichen Vorschriften zu unterrichten.Verwaltungsbehörde unter Angabe der gesetzlichen Vorschriften zu unterrichten.

Satz 1 gilt entsprechend bei Strafverfahren für die Erhebung der öffentlichen KlageSatz 1 gilt entsprechend bei Strafverfahren für die Erhebung der öffentlichen Klage

sowie den Erlass und die Aufhebung eines Haftbefehls, solange dies nicht densowie den Erlass und die Aufhebung eines Haftbefehls, solange dies nicht den

Untersuchungszweck gefährdet. Satz 1 gilt entsprechend für die Einleitung einesUntersuchungszweck gefährdet. Satz 1 gilt entsprechend für die Einleitung eines

Auslieferungsverfahrens gegen einen Ausländer. Satz 1 gilt nicht für VerfahrenAuslieferungsverfahrens gegen einen Ausländer. Satz 1 gilt nicht für Verfahren

wegen einer Ordnungswidrigkeit, die nur mit einer Geldbuße bis zu eintausendwegen einer Ordnungswidrigkeit, die nur mit einer Geldbuße bis zu eintausend

Euro geahndet werden kann, sowie für Verfahren wegen einer Zuwiderhandlung imEuro geahndet werden kann, sowie für Verfahren wegen einer Zuwiderhandlung im

Sinne des § 24 des Straßenverkehrsgesetzes oder wegen einer fahrlässigenSinne des § 24 des Straßenverkehrsgesetzes oder wegen einer fahrlässigen

Zuwiderhandlung im Sinne des § 24a des Straßenverkehrsgesetzes. DieZuwiderhandlung im Sinne des § 24a des Straßenverkehrsgesetzes. Die

Zeugenschutzdienststelle unterrichtet die zuständige AusländerbehördeZeugenschutzdienststelle unterrichtet die zuständige Ausländerbehörde

unverzüglich über Beginn und Ende des Zeugenschutzes für einen Ausländer.unverzüglich über Beginn und Ende des Zeugenschutzes für einen Ausländer.

(5) Die nach § 72 Abs. 6 zu beteiligenden Stellen haben den Ausländerbehörden(5) Die nach § 72 Abs. 6 zu beteiligenden Stellen haben den Ausländerbehörden

1. von Amts wegen Umstände mitzuteilen, die einen Widerruf eines nach § 25 Abs.1. von Amts wegen Umstände mitzuteilen, die einen Widerruf eines nach § 25 Abs.

4a oder 4b erteilten Aufenthaltstitels oder die Verkürzung oder Aufhebung einer4a oder 4b erteilten Aufenthaltstitels oder die Verkürzung oder Aufhebung einer

nach § 59 Absatz 7 gewährten Ausreisefrist rechtfertigen undnach § 59 Absatz 7 gewährten Ausreisefrist rechtfertigen und



2. von Amts wegen Angaben zur zuständigen Stelle oder zum Übergang der2. von Amts wegen Angaben zur zuständigen Stelle oder zum Übergang der

Zuständigkeit mitzuteilen, sofern in einem Strafverfahren eine Beteiligung nach §Zuständigkeit mitzuteilen, sofern in einem Strafverfahren eine Beteiligung nach §

72 Abs. 6 erfolgte oder eine Mitteilung nach Nummer 1 gemacht wurde.72 Abs. 6 erfolgte oder eine Mitteilung nach Nummer 1 gemacht wurde.

(6) Öffentliche Stellen sowie private Träger, die über staatlich finanzierte rückkehr-(6) Öffentliche Stellen sowie private Träger, die über staatlich finanzierte rückkehr-

und reintegrationsfördernde Maßnahmen entscheiden, haben nach § 86a Absatz 1und reintegrationsfördernde Maßnahmen entscheiden, haben nach § 86a Absatz 1

erhobene Daten an die zuständige Ausländerbehörde zu übermitteln, soweit dieserhobene Daten an die zuständige Ausländerbehörde zu übermitteln, soweit dies

für die in § 86a genannten Zwecke erforderlich ist.für die in § 86a genannten Zwecke erforderlich ist.

§ 88 Übermittlungen bei besonderen gesetzlichen Verarbeitungsregelungen§ 88 Übermittlungen bei besonderen gesetzlichen Verarbeitungsregelungen

(1) Eine Übermittlung personenbezogener Daten und sonstiger Angaben nach § 87(1) Eine Übermittlung personenbezogener Daten und sonstiger Angaben nach § 87

unterbleibt, soweit besondere gesetzliche Verarbeitungsregelungenunterbleibt, soweit besondere gesetzliche Verarbeitungsregelungen

entgegenstehen.entgegenstehen.

(2) Personenbezogene Daten, die von einem Arzt oder anderen in § 203 Absatz 1(2) Personenbezogene Daten, die von einem Arzt oder anderen in § 203 Absatz 1

Nummer 1, 2, 4 bis 7 und Absatz 4 des Strafgesetzbuches genannten PersonenNummer 1, 2, 4 bis 7 und Absatz 4 des Strafgesetzbuches genannten Personen

einer öffentlichen Stelle zugänglich gemacht worden sind, dürfen von diesereiner öffentlichen Stelle zugänglich gemacht worden sind, dürfen von dieser

übermittelt werden,übermittelt werden,

1. wenn dies zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leib und Leben des1. wenn dies zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leib und Leben des

Ausländers oder von Dritten erforderlich ist, der Ausländer die öffentlicheAusländers oder von Dritten erforderlich ist, der Ausländer die öffentliche

Gesundheit gefährdet und besondere Schutzmaßnahmen zum Ausschluss derGesundheit gefährdet und besondere Schutzmaßnahmen zum Ausschluss der

Gefährdung nicht möglich sind oder von dem Ausländer nicht eingehalten werdenGefährdung nicht möglich sind oder von dem Ausländer nicht eingehalten werden

oderoder

2. soweit die Daten für die Feststellung erforderlich sind, ob die in § 54 Absatz 22. soweit die Daten für die Feststellung erforderlich sind, ob die in § 54 Absatz 2

Nummer 4 bezeichneten Voraussetzungen vorliegen.Nummer 4 bezeichneten Voraussetzungen vorliegen.

(3) Personenbezogene Daten, die nach § 30 der Abgabenordnung dem(3) Personenbezogene Daten, die nach § 30 der Abgabenordnung dem

Steuergeheimnis unterliegen, dürfen übermittelt werden, wenn der Ausländer gegenSteuergeheimnis unterliegen, dürfen übermittelt werden, wenn der Ausländer gegen

eine Vorschrift des Steuerrechts einschließlich des Zollrechts und deseine Vorschrift des Steuerrechts einschließlich des Zollrechts und des

Monopolrechts oder des Außenwirtschaftsrechts oder gegen Einfuhr-, Ausfuhr-,Monopolrechts oder des Außenwirtschaftsrechts oder gegen Einfuhr-, Ausfuhr-,

Durchfuhr- oder Verbringungsverbote oder -beschränkungen verstoßen hat undDurchfuhr- oder Verbringungsverbote oder -beschränkungen verstoßen hat und

wegen dieses Verstoßes ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet oderwegen dieses Verstoßes ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet oder

eine Geldbuße von mindestens fünfhundert Euro verhängt worden ist. In den Fälleneine Geldbuße von mindestens fünfhundert Euro verhängt worden ist. In den Fällen

des Satzes 1 dürfen auch die mit der polizeilichen Kontrolle desdes Satzes 1 dürfen auch die mit der polizeilichen Kontrolle des

grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden unterrichtet werden, wenngrenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden unterrichtet werden, wenn

ein Ausreiseverbot nach § 46 Abs. 2 erlassen werden soll.ein Ausreiseverbot nach § 46 Abs. 2 erlassen werden soll.

(4) Auf die Übermittlung durch die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten(4) Auf die Übermittlung durch die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten

Behörden und durch nichtöffentliche Stellen finden die Absätze 1 bis 3Behörden und durch nichtöffentliche Stellen finden die Absätze 1 bis 3

entsprechende Anwendung.entsprechende Anwendung.



§ 88a Verarbeitung von Daten im Zusammenhang mit Integrationsmaßnahmen§ 88a Verarbeitung von Daten im Zusammenhang mit Integrationsmaßnahmen

(1) Bei der Durchführung von Integrationskursen ist eine Übermittlung von(1) Bei der Durchführung von Integrationskursen ist eine Übermittlung von

teilnehmerbezogenen Daten, insbesondere von Daten der Bestätigung derteilnehmerbezogenen Daten, insbesondere von Daten der Bestätigung der

Teilnahmeberechtigung, der Zulassung zur Teilnahme nach § 44 Absatz 4 sowie derTeilnahmeberechtigung, der Zulassung zur Teilnahme nach § 44 Absatz 4 sowie der

Anmeldung zu und der Teilnahme an einem Integrationskurs, durch dieAnmeldung zu und der Teilnahme an einem Integrationskurs, durch die

Ausländerbehörde, die Bundesagentur für Arbeit, den Träger der GrundsicherungAusländerbehörde, die Bundesagentur für Arbeit, den Träger der Grundsicherung

für Arbeitsuchende, die Träger der Leistungen nach demfür Arbeitsuchende, die Träger der Leistungen nach dem

Asylbewerberleistungsgesetz, das Bundesverwaltungsamt und die für dieAsylbewerberleistungsgesetz, das Bundesverwaltungsamt und die für die

Durchführung der Integrationskurse zugelassenen privaten und öffentlichen TrägerDurchführung der Integrationskurse zugelassenen privaten und öffentlichen Träger

an das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zulässig, soweit sie für diean das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zulässig, soweit sie für die

Erteilung einer Zulassung oder Berechtigung zum Integrationskurs, die FeststellungErteilung einer Zulassung oder Berechtigung zum Integrationskurs, die Feststellung

der ordnungsgemäßen Teilnahme, die Feststellung der Erfüllung derder ordnungsgemäßen Teilnahme, die Feststellung der Erfüllung der

Teilnahmeverpflichtung nach § 44a Absatz 1 Satz 1, die Bescheinigung derTeilnahmeverpflichtung nach § 44a Absatz 1 Satz 1, die Bescheinigung der

erfolgreichen Teilnahme oder die Abrechnung und Durchführung dererfolgreichen Teilnahme oder die Abrechnung und Durchführung der

Integrationskurse erforderlich ist. Die für die Durchführung der IntegrationskurseIntegrationskurse erforderlich ist. Die für die Durchführung der Integrationskurse

zugelassenen privaten und öffentlichen Träger dürfen die zuständigezugelassenen privaten und öffentlichen Träger dürfen die zuständige

Ausländerbehörde, die Bundesagentur für Arbeit, den zuständigen Träger derAusländerbehörde, die Bundesagentur für Arbeit, den zuständigen Träger der

Grundsicherung für Arbeitsuchende oder den zuständigen Träger der LeistungenGrundsicherung für Arbeitsuchende oder den zuständigen Träger der Leistungen

nach dem Asylbewerberleistungsgesetz über eine nicht ordnungsgemäßenach dem Asylbewerberleistungsgesetz über eine nicht ordnungsgemäße

Teilnahme eines nach § 44a Absatz 1 Satz 1 zur Teilnahme verpflichtetenTeilnahme eines nach § 44a Absatz 1 Satz 1 zur Teilnahme verpflichteten

Ausländers informieren. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge darf die nachAusländers informieren. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge darf die nach

Satz 1 übermittelten Daten auf Ersuchen den Ausländerbehörden, derSatz 1 übermittelten Daten auf Ersuchen den Ausländerbehörden, der

Bundesagentur für Arbeit, den Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende oderBundesagentur für Arbeit, den Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende oder

den Trägern der Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz und denden Trägern der Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz und den

Staatsangehörigkeitsbehörden übermitteln, soweit dies für die Erteilung einerStaatsangehörigkeitsbehörden übermitteln, soweit dies für die Erteilung einer

Zulassung oder Berechtigung zum Integrationskurs, zur Kontrolle der Erfüllung derZulassung oder Berechtigung zum Integrationskurs, zur Kontrolle der Erfüllung der

Teilnahmeverpflichtung, für die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis, für dieTeilnahmeverpflichtung, für die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis, für die

Erteilung einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum DaueraufenthaltErteilung einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt

– EU, zur Überwachung der Eingliederungsvereinbarung, zur Integration in den– EU, zur Überwachung der Eingliederungsvereinbarung, zur Integration in den

Arbeitsmarkt oder zur Durchführung des Einbürgerungsverfahrens erforderlich ist.Arbeitsmarkt oder zur Durchführung des Einbürgerungsverfahrens erforderlich ist.

Darüber hinaus ist eine Verarbeitung dieser Daten durch das Bundesamt fürDarüber hinaus ist eine Verarbeitung dieser Daten durch das Bundesamt für

Migration und Flüchtlinge nur für die Durchführung und Abrechnung derMigration und Flüchtlinge nur für die Durchführung und Abrechnung der

Integrationskurse sowie für die Durchführung eines wissenschaftlichenIntegrationskurse sowie für die Durchführung eines wissenschaftlichen

Forschungsvorhabens nach § 75 Nummer 4a unter den Voraussetzungen des § 8Forschungsvorhabens nach § 75 Nummer 4a unter den Voraussetzungen des § 8

Absatz 7 und 8 der Integrationskursverordnung zulässig.Absatz 7 und 8 der Integrationskursverordnung zulässig.

(1a) Absatz 1 gilt entsprechend für die Verarbeitung von Daten aus dem(1a) Absatz 1 gilt entsprechend für die Verarbeitung von Daten aus dem

Asylverfahren beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, soweit dieAsylverfahren beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, soweit die



Verarbeitung für die Entscheidung über die Zulassung zum IntegrationskursVerarbeitung für die Entscheidung über die Zulassung zum Integrationskurs

erforderlich ist. Zur Feststellung der Voraussetzungen des § 44 Absatz 4 Satz 2 imerforderlich ist. Zur Feststellung der Voraussetzungen des § 44 Absatz 4 Satz 2 im

Rahmen der Entscheidung über die Zulassung zum Integrationskurs gilt diesRahmen der Entscheidung über die Zulassung zum Integrationskurs gilt dies

entsprechend auch für die Verarbeitung von Daten aus dementsprechend auch für die Verarbeitung von Daten aus dem

Ausländerzentralregister.Ausländerzentralregister.

(2) Bedient sich das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gemäß § 75 Nummer(2) Bedient sich das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gemäß § 75 Nummer

9 privater oder öffentlicher Träger, um ein migrationsspezifisches9 privater oder öffentlicher Träger, um ein migrationsspezifisches

Beratungsangebot durchzuführen, ist eine Übermittlung von aggregierten DatenBeratungsangebot durchzuführen, ist eine Übermittlung von aggregierten Daten

über das Beratungsgeschehen von den Trägern an das Bundesamt für Migrationüber das Beratungsgeschehen von den Trägern an das Bundesamt für Migration

und Flüchtlinge zulässig.und Flüchtlinge zulässig.

(3) Bei der Durchführung von Maßnahmen der berufsbezogenen(3) Bei der Durchführung von Maßnahmen der berufsbezogenen

Deutschsprachförderung nach § 45a ist eine Übermittlung teilnehmerbezogenerDeutschsprachförderung nach § 45a ist eine Übermittlung teilnehmerbezogener

Daten über die Anmeldung, die Dauer der Teilnahme und die Art des AbschlussesDaten über die Anmeldung, die Dauer der Teilnahme und die Art des Abschlusses

der Maßnahme durch die Ausländerbehörde, die Bundesagentur für Arbeit, dender Maßnahme durch die Ausländerbehörde, die Bundesagentur für Arbeit, den

Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende, das Bundesverwaltungsamt und dieTräger der Grundsicherung für Arbeitsuchende, das Bundesverwaltungsamt und die

mit der Durchführung der Maßnahmen betrauten privaten und öffentlichen Trägermit der Durchführung der Maßnahmen betrauten privaten und öffentlichen Träger

an das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zulässig, soweit dies für diean das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zulässig, soweit dies für die

Erteilung einer Zulassung zur Maßnahme, die Feststellung und Bescheinigung derErteilung einer Zulassung zur Maßnahme, die Feststellung und Bescheinigung der

ordnungsgemäßen Teilnahme oder die Durchführung und Abrechnung derordnungsgemäßen Teilnahme oder die Durchführung und Abrechnung der

Maßnahme erforderlich ist. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge darf dieMaßnahme erforderlich ist. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge darf die

nach Satz 1 übermittelten Daten auf Ersuchen den Ausländerbehörden, dernach Satz 1 übermittelten Daten auf Ersuchen den Ausländerbehörden, der

Bundesagentur für Arbeit, den Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende undBundesagentur für Arbeit, den Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende und

den Staatsangehörigkeitsbehörden übermitteln, soweit dies für die Erteilung einerden Staatsangehörigkeitsbehörden übermitteln, soweit dies für die Erteilung einer

Zulassung oder Berechtigung zur Maßnahme, zur Kontrolle der ordnungsgemäßenZulassung oder Berechtigung zur Maßnahme, zur Kontrolle der ordnungsgemäßen

Teilnahme, für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis oder einer ErlaubnisTeilnahme, für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis

zum Daueraufenthalt-EU, zur Überwachung der Eingliederungsvereinbarung, zurzum Daueraufenthalt-EU, zur Überwachung der Eingliederungsvereinbarung, zur

Integration in den Arbeitsmarkt oder zur Durchführung desIntegration in den Arbeitsmarkt oder zur Durchführung des

Einbürgerungsverfahrens erforderlich ist. Die mit der Durchführung derEinbürgerungsverfahrens erforderlich ist. Die mit der Durchführung der

berufsbezogenen Deutschsprachförderung betrauten privaten und öffentlichenberufsbezogenen Deutschsprachförderung betrauten privaten und öffentlichen

Träger dürfen die zuständige Ausländerbehörde, die Bundesagentur für Arbeit oderTräger dürfen die zuständige Ausländerbehörde, die Bundesagentur für Arbeit oder

den zuständigen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende über eine nichtden zuständigen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende über eine nicht

ordnungsgemäße Teilnahme informieren.ordnungsgemäße Teilnahme informieren.

(4) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge darf teilnehmerbezogene Daten(4) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge darf teilnehmerbezogene Daten

über die Anmeldung, die Dauer der Teilnahme und die Art des Abschlusses derüber die Anmeldung, die Dauer der Teilnahme und die Art des Abschlusses der

Maßnahme nach Absatz 3 Satz 1, die Art des Kurses nach § 12 Absatz 1 oder § 13Maßnahme nach Absatz 3 Satz 1, die Art des Kurses nach § 12 Absatz 1 oder § 13

Absatz 1 sowie die nach § 26 Absatz 1 Nummer 1 bis 5, 7, 9 und 10 derAbsatz 1 sowie die nach § 26 Absatz 1 Nummer 1 bis 5, 7, 9 und 10 der



Deutschsprachförderverordnung übermittelten Daten an staatliche oder staatlichDeutschsprachförderverordnung übermittelten Daten an staatliche oder staatlich

anerkannte Hochschulen und andere Forschungseinrichtungen, deren Tätigkeitanerkannte Hochschulen und andere Forschungseinrichtungen, deren Tätigkeit

überwiegend aus öffentlichen Mittel finanziert wird, übermitteln, soweitüberwiegend aus öffentlichen Mittel finanziert wird, übermitteln, soweit

1. dies für die Durchführung eines wissenschaftlichen Forschungsvorhabens über1. dies für die Durchführung eines wissenschaftlichen Forschungsvorhabens über

Integrationsfragen erforderlich ist,Integrationsfragen erforderlich ist,

2. eine Verwendung anonymisierter Daten zu diesem Zweck nicht möglich oder die2. eine Verwendung anonymisierter Daten zu diesem Zweck nicht möglich oder die

Anonymisierung mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist,Anonymisierung mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist,

3. die schutzwürdigen Interessen der Betroffenen nicht beeinträchtigt werden oder3. die schutzwürdigen Interessen der Betroffenen nicht beeinträchtigt werden oder

das öffentliche Interesse an der Durchführung des Forschungsvorhabens diedas öffentliche Interesse an der Durchführung des Forschungsvorhabens die

schutzwürdigen Interessen der Betroffenen erheblich überwiegt und derschutzwürdigen Interessen der Betroffenen erheblich überwiegt und der

Forschungszweck nicht auf andere Weise erreicht werden kann undForschungszweck nicht auf andere Weise erreicht werden kann und

4. das Bundesministerium für Arbeit und Soziales der Übermittlung zustimmt.4. das Bundesministerium für Arbeit und Soziales der Übermittlung zustimmt.

Bei der Abwägung nach Satz 1 Nummer 3 ist im Rahmen des öffentlichenBei der Abwägung nach Satz 1 Nummer 3 ist im Rahmen des öffentlichen

Interesses das wissenschaftliche Interesse an dem Forschungsvorhaben besondersInteresses das wissenschaftliche Interesse an dem Forschungsvorhaben besonders

zu berücksichtigen. Eine Übermittlung ohne Einwilligung der betroffenen Person istzu berücksichtigen. Eine Übermittlung ohne Einwilligung der betroffenen Person ist

nicht zulässig. Angaben über den Namen und Vornamen, die Anschrift, dienicht zulässig. Angaben über den Namen und Vornamen, die Anschrift, die

Telefonnummer, die E-Mail-Adresse sowie die für die Einleitung eines VorhabensTelefonnummer, die E-Mail-Adresse sowie die für die Einleitung eines Vorhabens

nach Satz 1 zwingend erforderlichen Strukturmerkmale der betroffenen Personnach Satz 1 zwingend erforderlichen Strukturmerkmale der betroffenen Person

können ohne Einwilligung übermittelt werden, wenn dies zur Einholung derkönnen ohne Einwilligung übermittelt werden, wenn dies zur Einholung der

Einwilligung erforderlich ist; die Erforderlichkeit ist gegenüber dem Bundesamt fürEinwilligung erforderlich ist; die Erforderlichkeit ist gegenüber dem Bundesamt für

Migration und Flüchtlinge schriftlich zu begründen. Personenbezogene Daten nachMigration und Flüchtlinge schriftlich zu begründen. Personenbezogene Daten nach

Satz 1 sind zu pseudonymisieren, soweit dies nach dem Forschungszweck möglichSatz 1 sind zu pseudonymisieren, soweit dies nach dem Forschungszweck möglich

ist und keinen im Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweckist und keinen im Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck

unverhältnismäßigen Aufwand erfordert. Die Merkmale, mit denen einunverhältnismäßigen Aufwand erfordert. Die Merkmale, mit denen ein

Personenbezug hergestellt werden kann, sind gesondert zu speichern. Sie dürfenPersonenbezug hergestellt werden kann, sind gesondert zu speichern. Sie dürfen

mit den Einzelangaben nur zusammengeführt werden, soweit der Forschungszweckmit den Einzelangaben nur zusammengeführt werden, soweit der Forschungszweck

dies erfordert. Die Merkmale, mit denen ein Personenbezug hergestellt werdendies erfordert. Die Merkmale, mit denen ein Personenbezug hergestellt werden

kann, sind zu löschen, sobald der Forschungszweck dies erlaubt, spätestens mitkann, sind zu löschen, sobald der Forschungszweck dies erlaubt, spätestens mit

der Beendigung des Forschungsvorhabens, sofern ausnahmsweise eine frühereder Beendigung des Forschungsvorhabens, sofern ausnahmsweise eine frühere

Löschung der Daten noch nicht in Betracht kommt. Die Daten sind zuLöschung der Daten noch nicht in Betracht kommt. Die Daten sind zu

anonymisieren, sobald der Forschungszweck dies erlaubt. Dieanonymisieren, sobald der Forschungszweck dies erlaubt. Die

Forschungseinrichtung, an die die Daten übermittelt wurden, darf diese nur zumForschungseinrichtung, an die die Daten übermittelt wurden, darf diese nur zum

Zweck der Durchführung des Forschungsvorhabens verarbeiten. Die Daten sindZweck der Durchführung des Forschungsvorhabens verarbeiten. Die Daten sind

gegen unbefugte Kenntnisnahme durch Dritte zu schützen. Diegegen unbefugte Kenntnisnahme durch Dritte zu schützen. Die

Forschungseinrichtung hat dafür zu sorgen, dass die Verwendung derForschungseinrichtung hat dafür zu sorgen, dass die Verwendung der

personenbezogenen Daten räumlich und organisatorisch getrennt von der Erfüllungpersonenbezogenen Daten räumlich und organisatorisch getrennt von der Erfüllung



solcher Verwaltungsaufgaben oder Geschäftszwecke erfolgt, für die diese Datensolcher Verwaltungsaufgaben oder Geschäftszwecke erfolgt, für die diese Daten

gleichfalls von Bedeutung sein können. Das Bundesamt für Migration undgleichfalls von Bedeutung sein können. Das Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge soll zudem Forschungseinrichtungen auf Antrag oder ErsuchenFlüchtlinge soll zudem Forschungseinrichtungen auf Antrag oder Ersuchen

anonymisierte Daten, die für die Durchführung eines wissenschaftlichenanonymisierte Daten, die für die Durchführung eines wissenschaftlichen

Forschungsvorhabens über Integrationsfragen erforderlich sind, übermitteln.Forschungsvorhabens über Integrationsfragen erforderlich sind, übermitteln.

§ 89 Verfahren bei identitätsüberprüfenden, -feststellenden und -sichernden§ 89 Verfahren bei identitätsüberprüfenden, -feststellenden und -sichernden

MaßnahmenMaßnahmen

(1) Das Bundeskriminalamt leistet Amtshilfe bei der Auswertung der nach § 49 von(1) Das Bundeskriminalamt leistet Amtshilfe bei der Auswertung der nach § 49 von

den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden erhobenen und nachden mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden erhobenen und nach

§ 73 übermittelten Daten. Es darf hierfür auch von ihm zur Erfüllung seiner§ 73 übermittelten Daten. Es darf hierfür auch von ihm zur Erfüllung seiner

Aufgaben gespeicherte erkennungsdienstliche Daten verwenden. Die nach § 49Aufgaben gespeicherte erkennungsdienstliche Daten verwenden. Die nach § 49

Abs. 3 bis 5 sowie 8 und 9 erhobenen Daten werden getrennt von anderenAbs. 3 bis 5 sowie 8 und 9 erhobenen Daten werden getrennt von anderen

erkennungsdienstlichen Daten gespeichert. Die Daten nach § 49 Abs. 7 werden beierkennungsdienstlichen Daten gespeichert. Die Daten nach § 49 Abs. 7 werden bei

der aufzeichnenden Behörde gespeichert.der aufzeichnenden Behörde gespeichert.

(1a) Im Rahmen seiner Amtshilfe nach Absatz 1 Satz 1 darf das Bundeskriminalamt(1a) Im Rahmen seiner Amtshilfe nach Absatz 1 Satz 1 darf das Bundeskriminalamt

die erkennungsdienstlichen Daten nach Absatz 1 Satz 1 zum Zwecke derdie erkennungsdienstlichen Daten nach Absatz 1 Satz 1 zum Zwecke der

Identitätsfeststellung auch an die für die Überprüfung der Identität von PersonenIdentitätsfeststellung auch an die für die Überprüfung der Identität von Personen

zuständigen öffentlichen Stellen von Drittstaaten mit Ausnahme deszuständigen öffentlichen Stellen von Drittstaaten mit Ausnahme des

Herkunftsstaates der betroffenen Person sowie von Drittstaaten, in denen dieHerkunftsstaates der betroffenen Person sowie von Drittstaaten, in denen die

betroffene Person eine Verfolgung oder einen ernsthaften Schaden zu befürchtenbetroffene Person eine Verfolgung oder einen ernsthaften Schaden zu befürchten

hat, übermitteln. Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt dashat, übermitteln. Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt das

Bundeskriminalamt. Das Bundeskriminalamt hat die Übermittlung und ihren AnlassBundeskriminalamt. Das Bundeskriminalamt hat die Übermittlung und ihren Anlass

aufzuzeichnen. Die empfangende Stelle personenbezogener Daten ist daraufaufzuzeichnen. Die empfangende Stelle personenbezogener Daten ist darauf

hinzuweisen, dass sie nur zu dem Zweck verarbeitet werden dürfen, zu dem siehinzuweisen, dass sie nur zu dem Zweck verarbeitet werden dürfen, zu dem sie

übermittelt worden sind. Ferner ist ihr der beim Bundeskriminalamt vorgeseheneübermittelt worden sind. Ferner ist ihr der beim Bundeskriminalamt vorgesehene

Löschungszeitpunkt mitzuteilen. Die Übermittlung unterbleibt, wenn tatsächlicheLöschungszeitpunkt mitzuteilen. Die Übermittlung unterbleibt, wenn tatsächliche

Anhaltspunkte dafür vorliegen, dassAnhaltspunkte dafür vorliegen, dass

1. unter Berücksichtigung der Art der Daten und ihrer Erhebung die schutzwürdigen1. unter Berücksichtigung der Art der Daten und ihrer Erhebung die schutzwürdigen

Interessen der betroffenen Person, insbesondere ihr Interesse, Schutz vorInteressen der betroffenen Person, insbesondere ihr Interesse, Schutz vor

Verfolgung zu erhalten, das Allgemeininteresse an der Übermittlung überwiegenVerfolgung zu erhalten, das Allgemeininteresse an der Übermittlung überwiegen

oderoder

2. die Übermittlung der Daten zu den Grundrechten, dem Abkommen vom 28. Juli2. die Übermittlung der Daten zu den Grundrechten, dem Abkommen vom 28. Juli

1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie der Konvention zum Schutz der1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie der Konvention zum Schutz der

Menschenrechte und Grundfreiheiten in Widerspruch stünde, insbesondereMenschenrechte und Grundfreiheiten in Widerspruch stünde, insbesondere

dadurch, dass durch die Verarbeitung der übermittelten Daten im Empfängerstaatdadurch, dass durch die Verarbeitung der übermittelten Daten im Empfängerstaat

Verletzungen von elementaren rechtsstaatlichen Grundsätzen oderVerletzungen von elementaren rechtsstaatlichen Grundsätzen oder



Menschenrechtsverletzungen drohen.Menschenrechtsverletzungen drohen.

(2) Die Verarbeitung der nach § 49 Absatz 3 bis 5 oder Absatz 7 bis 9 erhobenen(2) Die Verarbeitung der nach § 49 Absatz 3 bis 5 oder Absatz 7 bis 9 erhobenen

Daten ist auch zulässig zur Feststellung der Identität oder der Zuordnung vonDaten ist auch zulässig zur Feststellung der Identität oder der Zuordnung von

Beweismitteln im Rahmen der Strafverfolgung oder zur polizeilichenBeweismitteln im Rahmen der Strafverfolgung oder zur polizeilichen

Gefahrenabwehr. Sie dürfen, soweit und solange es erforderlich ist, den für dieseGefahrenabwehr. Sie dürfen, soweit und solange es erforderlich ist, den für diese

Maßnahmen zuständigen Behörden übermittelt oder bereitgestellt werden.Maßnahmen zuständigen Behörden übermittelt oder bereitgestellt werden.

(3) Die nach § 49 Abs. 1 erhobenen Daten sind von allen Behörden unmittelbar(3) Die nach § 49 Abs. 1 erhobenen Daten sind von allen Behörden unmittelbar

nach Beendigung der Prüfung der Echtheit des Dokuments oder der Identität desnach Beendigung der Prüfung der Echtheit des Dokuments oder der Identität des

Inhabers zu löschen. Die nach § 49 Abs. 3 bis 5, 7, 8 oder 9 erhobenen Daten sindInhabers zu löschen. Die nach § 49 Abs. 3 bis 5, 7, 8 oder 9 erhobenen Daten sind

von allen Behörden, die sie speichern, zu löschen, wennvon allen Behörden, die sie speichern, zu löschen, wenn

1. dem Ausländer ein gültiger Pass oder Passersatz ausgestellt und von der1. dem Ausländer ein gültiger Pass oder Passersatz ausgestellt und von der

Ausländerbehörde ein Aufenthaltstitel erteilt worden ist,Ausländerbehörde ein Aufenthaltstitel erteilt worden ist,

2. seit der letzten Ausreise, der versuchten unerlaubten Einreise oder der2. seit der letzten Ausreise, der versuchten unerlaubten Einreise oder der

Beendigung des unerlaubten Aufenthalts zehn Jahre vergangen sind,Beendigung des unerlaubten Aufenthalts zehn Jahre vergangen sind,

3. in den Fällen des § 49 Abs. 5 Nr. 3 und 4 seit der Zurückweisung oder3. in den Fällen des § 49 Abs. 5 Nr. 3 und 4 seit der Zurückweisung oder

Zurückschiebung drei Jahre vergangen sind oderZurückschiebung drei Jahre vergangen sind oder

4. im Falle des § 49 Abs. 5 Nr. 5 seit der Beantragung des Visums sowie im Falle4. im Falle des § 49 Abs. 5 Nr. 5 seit der Beantragung des Visums sowie im Falle

des § 49 Abs. 7 seit der Sprachaufzeichnung zehn Jahre vergangen sind.des § 49 Abs. 7 seit der Sprachaufzeichnung zehn Jahre vergangen sind.

Die Löschung ist zu protokollieren.Die Löschung ist zu protokollieren.

(4) Absatz 3 gilt nicht, soweit und solange die Daten im Rahmen eines(4) Absatz 3 gilt nicht, soweit und solange die Daten im Rahmen eines

Strafverfahrens oder zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit oderStrafverfahrens oder zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder

Ordnung benötigt werden.Ordnung benötigt werden.

§ 90 Übermittlungen durch Ausländerbehörden§ 90 Übermittlungen durch Ausländerbehörden

(1) Ergeben sich im Einzelfall konkrete Anhaltspunkte für(1) Ergeben sich im Einzelfall konkrete Anhaltspunkte für

1. eine Beschäftigung oder Tätigkeit von Ausländern ohne erforderlichen1. eine Beschäftigung oder Tätigkeit von Ausländern ohne erforderlichen

Aufenthaltstitel nach § 4,Aufenthaltstitel nach § 4,

2. Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht nach § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Ersten2. Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht nach § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Ersten

Buches Sozialgesetzbuch gegenüber einer Dienststelle der Bundesagentur fürBuches Sozialgesetzbuch gegenüber einer Dienststelle der Bundesagentur für

Arbeit, einem Träger der gesetzlichen Kranken-, Pflege-, Unfall- oderArbeit, einem Träger der gesetzlichen Kranken-, Pflege-, Unfall- oder

Rentenversicherung, einem Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende oder derRentenversicherung, einem Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende oder der

Sozialhilfe oder Verstöße gegen die Meldepflicht nach § 8a desSozialhilfe oder Verstöße gegen die Meldepflicht nach § 8a des

Asylbewerberleistungsgesetzes,Asylbewerberleistungsgesetzes,

3. die in § 6 Absatz 4 Nummer 1 bis 4, 7, 12 und 13 des3. die in § 6 Absatz 4 Nummer 1 bis 4, 7, 12 und 13 des



Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes bezeichneten Verstöße,Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes bezeichneten Verstöße,

unterrichten die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden die fürunterrichten die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden die für

die Verfolgung und Ahndung der Verstöße nach den Nummern 1 bis 3 zuständigendie Verfolgung und Ahndung der Verstöße nach den Nummern 1 bis 3 zuständigen

Behörden, die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende oder der SozialhilfeBehörden, die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende oder der Sozialhilfe

sowie die nach § 10 des Asylbewerberleistungsgesetzes zuständigen Behörden.sowie die nach § 10 des Asylbewerberleistungsgesetzes zuständigen Behörden.

(2) Bei der Verfolgung und Ahndung von Verstößen gegen dieses Gesetz arbeiten(2) Bei der Verfolgung und Ahndung von Verstößen gegen dieses Gesetz arbeiten

die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden insbesondere mit dendie mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden insbesondere mit den

anderen in § 2 Absatz 4 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes genanntenanderen in § 2 Absatz 4 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes genannten

Behörden zusammen.Behörden zusammen.

(3) Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden teilen Umstände(3) Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden teilen Umstände

und Maßnahmen nach diesem Gesetz, deren Kenntnis für Leistungen nach demund Maßnahmen nach diesem Gesetz, deren Kenntnis für Leistungen nach dem

Asylbewerberleistungsgesetz erforderlich ist, sowie die ihnen mitgeteiltenAsylbewerberleistungsgesetz erforderlich ist, sowie die ihnen mitgeteilten

Erteilungen von Zustimmungen zur Aufnahme einer Beschäftigung anErteilungen von Zustimmungen zur Aufnahme einer Beschäftigung an

Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz und Angaben überLeistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz und Angaben über

das Erlöschen, den Widerruf oder die Rücknahme von erteilten Zustimmungen zurdas Erlöschen, den Widerruf oder die Rücknahme von erteilten Zustimmungen zur

Aufnahme einer Beschäftigung den nach § 10 des AsylbewerberleistungsgesetzesAufnahme einer Beschäftigung den nach § 10 des Asylbewerberleistungsgesetzes

zuständigen Behörden mit.zuständigen Behörden mit.

(4) Die Ausländerbehörden unterrichten die nach § 72 Abs. 6 zu beteiligenden(4) Die Ausländerbehörden unterrichten die nach § 72 Abs. 6 zu beteiligenden

Stellen unverzüglich überStellen unverzüglich über

1. die Erteilung oder Versagung eines Aufenthaltstitels nach § 25 Abs. 4a oder 4b,1. die Erteilung oder Versagung eines Aufenthaltstitels nach § 25 Abs. 4a oder 4b,

2. die Festsetzung, Verkürzung oder Aufhebung einer Ausreisefrist nach § 592. die Festsetzung, Verkürzung oder Aufhebung einer Ausreisefrist nach § 59

Absatz 7 oderAbsatz 7 oder

3. den Übergang der Zuständigkeit der Ausländerbehörde auf eine andere3. den Übergang der Zuständigkeit der Ausländerbehörde auf eine andere

Ausländerbehörde; hierzu ist die Ausländerbehörde verpflichtet, die zuständigAusländerbehörde; hierzu ist die Ausländerbehörde verpflichtet, die zuständig

geworden ist.geworden ist.

(5) Zu den in § 755 der Zivilprozessordnung genannten Zwecken übermittelt die(5) Zu den in § 755 der Zivilprozessordnung genannten Zwecken übermittelt die

Ausländerbehörde dem Gerichtsvollzieher auf Ersuchen den Aufenthaltsort einerAusländerbehörde dem Gerichtsvollzieher auf Ersuchen den Aufenthaltsort einer

Person.Person.

(7) Zur Durchführung eines Vollstreckungsverfahrens übermittelt die(7) Zur Durchführung eines Vollstreckungsverfahrens übermittelt die

Ausländerbehörde der Vollstreckungsbehörde auf deren Ersuchen die Angabe überAusländerbehörde der Vollstreckungsbehörde auf deren Ersuchen die Angabe über

den Aufenthaltsort des Vollstreckungsschuldners. Die Angabe über denden Aufenthaltsort des Vollstreckungsschuldners. Die Angabe über den

Aufenthaltsort darf von der Ausländerbehörde nur übermittelt werden, wenn sichAufenthaltsort darf von der Ausländerbehörde nur übermittelt werden, wenn sich

die Vollstreckungsbehörde die Angabe nicht durch Abfrage bei der Meldebehördedie Vollstreckungsbehörde die Angabe nicht durch Abfrage bei der Meldebehörde

beschaffen kann und dies in ihrem Ersuchen gegenüber der Ausländerbehördebeschaffen kann und dies in ihrem Ersuchen gegenüber der Ausländerbehörde



bestätigt.bestätigt.

§ 90a Mitteilungen der Ausländerbehörden an die Meldebehörden§ 90a Mitteilungen der Ausländerbehörden an die Meldebehörden

(1) Die Ausländerbehörden unterrichten unverzüglich die zuständigen(1) Die Ausländerbehörden unterrichten unverzüglich die zuständigen

Meldebehörden, wenn sie Anhaltspunkte dafür haben, dass die im Melderegister zuMeldebehörden, wenn sie Anhaltspunkte dafür haben, dass die im Melderegister zu

meldepflichtigen Ausländern gespeicherten Daten unrichtig oder unvollständig sind.meldepflichtigen Ausländern gespeicherten Daten unrichtig oder unvollständig sind.

Sie teilen den Meldebehörden insbesondere mit, wenn ein meldepflichtigerSie teilen den Meldebehörden insbesondere mit, wenn ein meldepflichtiger

AusländerAusländer

1. sich im Bundesgebiet aufhält, der nicht gemeldet ist,1. sich im Bundesgebiet aufhält, der nicht gemeldet ist,

2. dauerhaft aus dem Bundesgebiet ausgereist ist.2. dauerhaft aus dem Bundesgebiet ausgereist ist.

Die Ausländerbehörde unterrichtet die zuständige Meldebehörde über die ErteilungDie Ausländerbehörde unterrichtet die zuständige Meldebehörde über die Erteilung

einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU.einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU.

(2) Die Mitteilungen nach Absatz 1 sollen folgende Angaben zum meldepflichtigen(2) Die Mitteilungen nach Absatz 1 sollen folgende Angaben zum meldepflichtigen

Ausländer enthalten:Ausländer enthalten:

1. Familienname, Geburtsname und Vornamen,1. Familienname, Geburtsname und Vornamen,

2. Tag, Ort und Staat der Geburt,2. Tag, Ort und Staat der Geburt,

3. Staatsangehörigkeiten,3. Staatsangehörigkeiten,

4. letzte Anschrift im Inland,4. letzte Anschrift im Inland,

5. Datum und Zielstaat der Ausreise sowie5. Datum und Zielstaat der Ausreise sowie

6. zum Zweck der eindeutigen Zuordnung die AZR-Nummer in den Fällen und nach6. zum Zweck der eindeutigen Zuordnung die AZR-Nummer in den Fällen und nach

Maßgabe des § 10 Absatz 4 Satz 2 Nummer 4 des AZR-Gesetzes.Maßgabe des § 10 Absatz 4 Satz 2 Nummer 4 des AZR-Gesetzes.

§ 90b Datenabgleich zwischen Ausländer- und Meldebehörden§ 90b Datenabgleich zwischen Ausländer- und Meldebehörden

Die Ausländer- und Meldebehörden übermitteln einander jährlich die in § 90a Abs.Die Ausländer- und Meldebehörden übermitteln einander jährlich die in § 90a Abs.

2 genannten Daten zum Zweck der Datenpflege, soweit sie denselben örtlichen2 genannten Daten zum Zweck der Datenpflege, soweit sie denselben örtlichen

Zuständigkeitsbereich haben. Die empfangende Behörde gleicht die übermitteltenZuständigkeitsbereich haben. Die empfangende Behörde gleicht die übermittelten

Daten mit den bei ihr gespeicherten Daten ab, ein automatisierter Abgleich istDaten mit den bei ihr gespeicherten Daten ab, ein automatisierter Abgleich ist

zulässig. Die übermittelten Daten dürfen nur für die Durchführung des Abgleichszulässig. Die übermittelten Daten dürfen nur für die Durchführung des Abgleichs

sowie die Datenpflege verwendet werden und sind sodann unverzüglich zu löschen;sowie die Datenpflege verwendet werden und sind sodann unverzüglich zu löschen;

überlassene Datenträger sind unverzüglich zurückzugeben oder zu vernichten. Dieüberlassene Datenträger sind unverzüglich zurückzugeben oder zu vernichten. Die

Ausländerbehörden übermitteln die im Rahmen des Datenabgleichs erfolgtenAusländerbehörden übermitteln die im Rahmen des Datenabgleichs erfolgten

Änderungen unverzüglich an die Registerbehörde des Ausländerzentralregisters.Änderungen unverzüglich an die Registerbehörde des Ausländerzentralregisters.

Andere gesetzliche Vorschriften zum Datenabgleich bleiben unberührt.Andere gesetzliche Vorschriften zum Datenabgleich bleiben unberührt.

§ 90c Datenübermittlungen im Visumverfahren über das Auswärtige Amt§ 90c Datenübermittlungen im Visumverfahren über das Auswärtige Amt



(1) Die Übermittlung von Daten im Visumverfahren von den Auslandsvertretungen(1) Die Übermittlung von Daten im Visumverfahren von den Auslandsvertretungen

an die im Visumverfahren beteiligten Behörden und von diesen zurück an diean die im Visumverfahren beteiligten Behörden und von diesen zurück an die

Auslandsvertretungen erfolgt automatisiert über eine vom Auswärtigen AmtAuslandsvertretungen erfolgt automatisiert über eine vom Auswärtigen Amt

betriebene technische Vorrichtung zur Unterstützung des Visumverfahrens. Diebetriebene technische Vorrichtung zur Unterstützung des Visumverfahrens. Die

technische Vorrichtung stellt die vollständige, korrekte und fristgerechtetechnische Vorrichtung stellt die vollständige, korrekte und fristgerechte

Übermittlung der Daten nach Satz 1 sicher. Zu diesem Zweck werden die DatenÜbermittlung der Daten nach Satz 1 sicher. Zu diesem Zweck werden die Daten

nach Satz 1 in der technischen Vorrichtung gespeichert.nach Satz 1 in der technischen Vorrichtung gespeichert.

(2) In der technischen Vorrichtung dürfen personenbezogene Daten nur verarbeitet(2) In der technischen Vorrichtung dürfen personenbezogene Daten nur verarbeitet

werden, soweit dies für den in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Zweck erforderlichwerden, soweit dies für den in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Zweck erforderlich

ist.ist.

(3) Die nach Absatz 1 Satz 3 gespeicherten Daten sind unverzüglich zu löschen,(3) Die nach Absatz 1 Satz 3 gespeicherten Daten sind unverzüglich zu löschen,

wenn die Daten nicht mehr zu dem in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Zweckwenn die Daten nicht mehr zu dem in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Zweck

benötigt werden, spätestens nach Erteilung oder Versagung des Visums oderbenötigt werden, spätestens nach Erteilung oder Versagung des Visums oder

Rücknahme des Visumantrags.Rücknahme des Visumantrags.

§ 91 Speicherung und Löschung personenbezogener Daten§ 91 Speicherung und Löschung personenbezogener Daten

(1) Die Daten über die Ausweisung, Zurückschiebung und Abschiebung sind zehn(1) Die Daten über die Ausweisung, Zurückschiebung und Abschiebung sind zehn

Jahre nach Ablauf der in § 11 Absatz 2 bezeichneten Frist zu löschen. Sie sind vorJahre nach Ablauf der in § 11 Absatz 2 bezeichneten Frist zu löschen. Sie sind vor

diesem Zeitpunkt zu löschen, soweit sie Erkenntnisse enthalten, die nach anderendiesem Zeitpunkt zu löschen, soweit sie Erkenntnisse enthalten, die nach anderen

gesetzlichen Bestimmungen nicht mehr gegen den Ausländer verwertet werdengesetzlichen Bestimmungen nicht mehr gegen den Ausländer verwertet werden

dürfen.dürfen.

(2) Mitteilungen nach § 87 Abs. 1, die für eine anstehende ausländerrechtliche(2) Mitteilungen nach § 87 Abs. 1, die für eine anstehende ausländerrechtliche

Entscheidung unerheblich sind und voraussichtlich auch für eine spätereEntscheidung unerheblich sind und voraussichtlich auch für eine spätere

ausländerrechtliche Entscheidung nicht erheblich werden können, sindausländerrechtliche Entscheidung nicht erheblich werden können, sind

unverzüglich zu vernichten.unverzüglich zu vernichten.

§ 91a Register zum vorübergehenden Schutz§ 91a Register zum vorübergehenden Schutz

(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge führt ein Register über die(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge führt ein Register über die

Ausländer nach § 24 Abs. 1, die ein Visum oder eine AufenthaltserlaubnisAusländer nach § 24 Abs. 1, die ein Visum oder eine Aufenthaltserlaubnis

beantragt haben, und über deren Familienangehörige im Sinne des Artikels 15 Abs.beantragt haben, und über deren Familienangehörige im Sinne des Artikels 15 Abs.

1 der Richtlinie 2001/55/EG zum Zweck der Aufenthaltsgewährung, der Verteilung1 der Richtlinie 2001/55/EG zum Zweck der Aufenthaltsgewährung, der Verteilung

der aufgenommenen Ausländer im Bundesgebiet, der Wohnsitzverlegungder aufgenommenen Ausländer im Bundesgebiet, der Wohnsitzverlegung

aufgenommener Ausländer in andere Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deraufgenommener Ausländer in andere Mitgliedstaaten der Europäischen Union, der

Familienzusammenführung und der Förderung der freiwilligen Rückkehr.Familienzusammenführung und der Förderung der freiwilligen Rückkehr.

(2) Folgende Daten werden in dem Register gespeichert:(2) Folgende Daten werden in dem Register gespeichert:

1. zum Ausländer:1. zum Ausländer:



a) die Personalien, mit Ausnahme der früher geführten Namen und dera) die Personalien, mit Ausnahme der früher geführten Namen und der

Wohnanschrift im Inland, sowie der letzte Wohnort im Herkunftsland, dieWohnanschrift im Inland, sowie der letzte Wohnort im Herkunftsland, die

Herkunftsregion und freiwillig gemachte Angaben zur Religionszugehörigkeit,Herkunftsregion und freiwillig gemachte Angaben zur Religionszugehörigkeit,

b) Angaben zum Beruf und zur beruflichen Ausbildung,b) Angaben zum Beruf und zur beruflichen Ausbildung,

c) das Eingangsdatum seines Antrages auf Erteilung eines Visums oder einerc) das Eingangsdatum seines Antrages auf Erteilung eines Visums oder einer

Aufenthaltserlaubnis, die für die Bearbeitung seines Antrages zuständige Stelle undAufenthaltserlaubnis, die für die Bearbeitung seines Antrages zuständige Stelle und

Angaben zur Entscheidung über den Antrag oder den Stand des Verfahrens,Angaben zur Entscheidung über den Antrag oder den Stand des Verfahrens,

d) Angaben zum Identitäts- und Reisedokument,d) Angaben zum Identitäts- und Reisedokument,

e) die AZR-Nummer und die Visadatei-Nummer,e) die AZR-Nummer und die Visadatei-Nummer,

f) Zielland und Zeitpunkt der Ausreise,f) Zielland und Zeitpunkt der Ausreise,

2. die Personalien nach Nummer 1 Buchstabe a mit Ausnahme der freiwillig2. die Personalien nach Nummer 1 Buchstabe a mit Ausnahme der freiwillig

gemachten Angaben zur Religionszugehörigkeit der Familienangehörigen desgemachten Angaben zur Religionszugehörigkeit der Familienangehörigen des

Ausländers nach Absatz 1,Ausländers nach Absatz 1,

3. Angaben zu Dokumenten zum Nachweis der Ehe, der Lebenspartnerschaft oder3. Angaben zu Dokumenten zum Nachweis der Ehe, der Lebenspartnerschaft oder

der Verwandtschaft.der Verwandtschaft.

(3) Die Ausländerbehörden und die Auslandsvertretungen sind verpflichtet, die in(3) Die Ausländerbehörden und die Auslandsvertretungen sind verpflichtet, die in

Absatz 2 bezeichneten Daten unverzüglich an die Registerbehörde zu übermitteln,Absatz 2 bezeichneten Daten unverzüglich an die Registerbehörde zu übermitteln,

wennwenn

1. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Abs. 1 oder1. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Abs. 1 oder

2. ein Visum zur Inanspruchnahme vorübergehenden Schutzes im Bundesgebiet2. ein Visum zur Inanspruchnahme vorübergehenden Schutzes im Bundesgebiet

beantragt wurden.beantragt wurden.

(4) Die §§ 8 und 9 des AZR-Gesetzes gelten entsprechend.(4) Die §§ 8 und 9 des AZR-Gesetzes gelten entsprechend.

(5) Die Daten dürfen auf Ersuchen an die Ausländerbehörden,(5) Die Daten dürfen auf Ersuchen an die Ausländerbehörden,

Auslandsvertretungen und andere Organisationseinheiten des Bundesamtes fürAuslandsvertretungen und andere Organisationseinheiten des Bundesamtes für

Migration und Flüchtlinge einschließlich der dort eingerichteten nationalenMigration und Flüchtlinge einschließlich der dort eingerichteten nationalen

Kontaktstelle nach Artikel 27 Abs. 1 der Richtlinie 2001/55/EG zum Zweck derKontaktstelle nach Artikel 27 Abs. 1 der Richtlinie 2001/55/EG zum Zweck der

Erfüllung ihrer ausländer- und asylrechtlichen Aufgaben im Zusammenhang mit derErfüllung ihrer ausländer- und asylrechtlichen Aufgaben im Zusammenhang mit der

Aufenthaltsgewährung, der Verteilung der aufgenommenen Ausländer imAufenthaltsgewährung, der Verteilung der aufgenommenen Ausländer im

Bundesgebiet, der Wohnsitzverlegung aufgenommener Ausländer in andereBundesgebiet, der Wohnsitzverlegung aufgenommener Ausländer in andere

Mitgliedstaaten der Europäischen Union, der Familienzusammenführung und derMitgliedstaaten der Europäischen Union, der Familienzusammenführung und der

Förderung der freiwilligen Rückkehr übermittelt werden.Förderung der freiwilligen Rückkehr übermittelt werden.

(6) Die Registerbehörde hat über Datenübermittlungen nach Absatz 5(6) Die Registerbehörde hat über Datenübermittlungen nach Absatz 5



Aufzeichnungen zu fertigen. § 13 des AZR-Gesetzes gilt entsprechend.Aufzeichnungen zu fertigen. § 13 des AZR-Gesetzes gilt entsprechend.

(7) Die Datenübermittlungen nach den Absätzen 3 und 5 erfolgen schriftlich,(7) Die Datenübermittlungen nach den Absätzen 3 und 5 erfolgen schriftlich,

elektronisch oder im automatisierten Verfahren. § 22 Abs. 2 bis 4 des AZR-elektronisch oder im automatisierten Verfahren. § 22 Abs. 2 bis 4 des AZR-

Gesetzes gilt entsprechend.Gesetzes gilt entsprechend.

(8) Die Daten sind spätestens zwei Jahre nach Beendigung des vorübergehenden(8) Die Daten sind spätestens zwei Jahre nach Beendigung des vorübergehenden

Schutzes des Ausländers zu löschen. Für die Auskunft an die betroffene PersonSchutzes des Ausländers zu löschen. Für die Auskunft an die betroffene Person

und für die Einschränkung der Verarbeitung der Daten gelten § 34 Abs. 1 und 2 undund für die Einschränkung der Verarbeitung der Daten gelten § 34 Abs. 1 und 2 und

§ 37 des AZR-Gesetzes entsprechend.§ 37 des AZR-Gesetzes entsprechend.

§ 91b Datenübermittlung durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge§ 91b Datenübermittlung durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

als nationale Kontaktstelleals nationale Kontaktstelle

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge als nationale Kontaktstelle nachDas Bundesamt für Migration und Flüchtlinge als nationale Kontaktstelle nach

Artikel 27 Abs. 1 der Richtlinie 2001/55/EG darf die Daten des Registers nach §Artikel 27 Abs. 1 der Richtlinie 2001/55/EG darf die Daten des Registers nach §

91a zum Zweck der Verlegung des Wohnsitzes aufgenommener Ausländer in91a zum Zweck der Verlegung des Wohnsitzes aufgenommener Ausländer in

andere Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder zurandere Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder zur

Familienzusammenführung an folgende Stellen übermitteln:Familienzusammenführung an folgende Stellen übermitteln:

1. nationale Kontaktstellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union,1. nationale Kontaktstellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union,

2. Organe und Einrichtungen der Europäischen Union,2. Organe und Einrichtungen der Europäischen Union,

3. sonstige ausländische oder über- und zwischenstaatliche Stellen nach Maßgabe3. sonstige ausländische oder über- und zwischenstaatliche Stellen nach Maßgabe

des Kapitels V der Verordnung (EU) 2016/679 und den sonstigen allgemeinendes Kapitels V der Verordnung (EU) 2016/679 und den sonstigen allgemeinen

datenschutzrechtlichen Vorschriften.datenschutzrechtlichen Vorschriften.

§ 91c Innergemeinschaftliche Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie§ 91c Innergemeinschaftliche Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie

2003/109/EG2003/109/EG

(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet als nationale(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet als nationale

Kontaktstelle im Sinne des Artikels 25 der Richtlinie 2003/109/EG die zuständigeKontaktstelle im Sinne des Artikels 25 der Richtlinie 2003/109/EG die zuständige

Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem derBehörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem der

Ausländer die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten besitzt, überAusländer die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten besitzt, über

den Inhalt und den Tag einer Entscheidung über die Erteilung oder Verlängerungden Inhalt und den Tag einer Entscheidung über die Erteilung oder Verlängerung

einer Aufenthaltserlaubnis nach § 38a Abs. 1 oder über die Erteilung einereiner Aufenthaltserlaubnis nach § 38a Abs. 1 oder über die Erteilung einer

Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU. Die Behörde, die die Entscheidung getroffenErlaubnis zum Daueraufenthalt – EU. Die Behörde, die die Entscheidung getroffen

hat, übermittelt dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich diehat, übermittelt dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die

hierfür erforderlichen Angaben. Der nationalen Kontaktstelle können die fürhierfür erforderlichen Angaben. Der nationalen Kontaktstelle können die für

Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus demUnterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem

Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer automatisiert übermitteltAusländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer automatisiert übermittelt

werden.werden.



(1a) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet von Amts wegen(1a) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet von Amts wegen

Auskunftsersuchen der Ausländerbehörden über das Fortbestehen desAuskunftsersuchen der Ausländerbehörden über das Fortbestehen des

internationalen Schutzes im Sinne von § 2 Absatz 13 in einem andereninternationalen Schutzes im Sinne von § 2 Absatz 13 in einem anderen

Mitgliedstaat an die zuständigen Stellen des betroffenen Mitgliedstaates derMitgliedstaat an die zuständigen Stellen des betroffenen Mitgliedstaates der

Europäischen Union weiter. Hierzu übermittelt die jeweils zuständigeEuropäischen Union weiter. Hierzu übermittelt die jeweils zuständige

Ausländerbehörde dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die erforderlichenAusländerbehörde dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die erforderlichen

Angaben. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet die auf die AnfragenAngaben. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet die auf die Anfragen

eingehenden Antworten an die jeweils zuständige Ausländerbehörde weiter.eingehenden Antworten an die jeweils zuständige Ausländerbehörde weiter.

(2) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet von Amts wegen an die(2) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet von Amts wegen an die

zuständigen Stellen des betroffenen Mitgliedstaates der Europäischen Unionzuständigen Stellen des betroffenen Mitgliedstaates der Europäischen Union

Anfragen im Verfahren nach § 51 Absatz 8 unter Angabe der vorgesehenenAnfragen im Verfahren nach § 51 Absatz 8 unter Angabe der vorgesehenen

Maßnahme und der von der Ausländerbehörde mitgeteilten wesentlichenMaßnahme und der von der Ausländerbehörde mitgeteilten wesentlichen

tatsächlichen und rechtlichen Gründe der vorgesehenen Maßnahme weiter. Hierzutatsächlichen und rechtlichen Gründe der vorgesehenen Maßnahme weiter. Hierzu

übermittelt die Ausländerbehörde dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge dieübermittelt die Ausländerbehörde dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die

erforderlichen Angaben. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet an dieerforderlichen Angaben. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet an die

zuständige Ausländerbehörde die in diesem Zusammenhang eingegangenenzuständige Ausländerbehörde die in diesem Zusammenhang eingegangenen

Antworten von Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union weiter.Antworten von Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union weiter.

(3) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge teilt der zuständigen Behörde(3) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge teilt der zuständigen Behörde

eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union von Amts wegen mit, dasseines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union von Amts wegen mit, dass

einem Ausländer, der dort die Rechtsstellung eines langfristigeinem Ausländer, der dort die Rechtsstellung eines langfristig

Aufenthaltsberechtigten besitzt, die Abschiebung oder ZurückschiebungAufenthaltsberechtigten besitzt, die Abschiebung oder Zurückschiebung

1. in den Mitgliedstaat der Europäischen Union, in dem der Ausländer langfristig1. in den Mitgliedstaat der Europäischen Union, in dem der Ausländer langfristig

aufenthaltsberechtigt ist, oderaufenthaltsberechtigt ist, oder

2. in ein Gebiet außerhalb der Europäischen Union2. in ein Gebiet außerhalb der Europäischen Union

angedroht oder eine solche Maßnahme durchgeführt wurde oder dass eineangedroht oder eine solche Maßnahme durchgeführt wurde oder dass eine

entsprechende Abschiebungsanordnung nach § 58a erlassen oder durchgeführtentsprechende Abschiebungsanordnung nach § 58a erlassen oder durchgeführt

wurde. In der Mitteilung wird der wesentliche Grund der Aufenthaltsbeendigungwurde. In der Mitteilung wird der wesentliche Grund der Aufenthaltsbeendigung

angegeben. Die Auskunft wird erteilt, sobald die deutsche Behörde, die nach § 71angegeben. Die Auskunft wird erteilt, sobald die deutsche Behörde, die nach § 71

die betreffende Maßnahme anordnet, dem Bundesamt für Migration und Flüchtlingedie betreffende Maßnahme anordnet, dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

die beabsichtigte oder durchgeführte Maßnahme mitteilt. Die in Satz 3 genanntendie beabsichtigte oder durchgeführte Maßnahme mitteilt. Die in Satz 3 genannten

Behörden übermitteln hierzu dem Bundesamt für Migration und FlüchtlingeBehörden übermitteln hierzu dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

unverzüglich die erforderlichen Angaben.unverzüglich die erforderlichen Angaben.

(4) Zur Identifizierung des Ausländers werden bei Mitteilungen nach den Absätzen(4) Zur Identifizierung des Ausländers werden bei Mitteilungen nach den Absätzen

1 bis 3 seine Personalien übermittelt. Sind in den Fällen des Absatzes 31 bis 3 seine Personalien übermittelt. Sind in den Fällen des Absatzes 3

Familienangehörige ebenfalls betroffen, die mit dem langfristigFamilienangehörige ebenfalls betroffen, die mit dem langfristig



Aufenthaltsberechtigten in familiärer Lebensgemeinschaft leben, werden auch ihreAufenthaltsberechtigten in familiärer Lebensgemeinschaft leben, werden auch ihre

Personalien übermittelt.Personalien übermittelt.

(5) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet an die zuständigen(5) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet an die zuständigen

Ausländerbehörden Anfragen von Stellen anderer Mitgliedstaaten der EuropäischenAusländerbehörden Anfragen von Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen

Union im Zusammenhang mit der nach Artikel 22 Abs. 3 zweiter Unterabsatz derUnion im Zusammenhang mit der nach Artikel 22 Abs. 3 zweiter Unterabsatz der

Richtlinie 2003/109/EG vorgesehenen Beteiligung weiter. Die zuständigeRichtlinie 2003/109/EG vorgesehenen Beteiligung weiter. Die zuständige

Ausländerbehörde teilt dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge folgende ihrAusländerbehörde teilt dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge folgende ihr

bekannte Angaben mit:bekannte Angaben mit:

1. Personalien des betroffenen langfristig aufenthaltsberechtigten Ausländers,1. Personalien des betroffenen langfristig aufenthaltsberechtigten Ausländers,

2. aufenthalts- und asylrechtliche Entscheidungen, die gegen oder für diesen2. aufenthalts- und asylrechtliche Entscheidungen, die gegen oder für diesen

getroffen worden sind,getroffen worden sind,

3. Interessen für oder gegen die Rückführung in das Bundesgebiet oder einen3. Interessen für oder gegen die Rückführung in das Bundesgebiet oder einen

Drittstaat oderDrittstaat oder

4. sonstige Umstände, von denen anzunehmen ist, dass sie für die4. sonstige Umstände, von denen anzunehmen ist, dass sie für die

aufenthaltsrechtliche Entscheidung des konsultierenden Mitgliedstaates vonaufenthaltsrechtliche Entscheidung des konsultierenden Mitgliedstaates von

Bedeutung sein können.Bedeutung sein können.

Anderenfalls teilt sie mit, dass keine sachdienlichen Angaben bekannt sind. DieseAnderenfalls teilt sie mit, dass keine sachdienlichen Angaben bekannt sind. Diese

Angaben leitet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge von Amts wegen anAngaben leitet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge von Amts wegen an

die zuständige Stelle des konsultierenden Mitgliedstaates der Europäischen Uniondie zuständige Stelle des konsultierenden Mitgliedstaates der Europäischen Union

weiter.weiter.

(5a) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gibt den zuständigen Stellen der(5a) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gibt den zuständigen Stellen der

anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf Ersuchen innerhalb einesanderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf Ersuchen innerhalb eines

Monats nach Eingang des Ersuchens Auskunft darüber, ob ein Ausländer in derMonats nach Eingang des Ersuchens Auskunft darüber, ob ein Ausländer in der

Bundesrepublik Deutschland weiterhin die Rechtsstellung eines internationalBundesrepublik Deutschland weiterhin die Rechtsstellung eines international

Schutzberechtigten genießt.Schutzberechtigten genießt.

(5b) Enthält die durch einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union(5b) Enthält die durch einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union

ausgestellte langfristige Aufenthaltsberechtigung – EU eines internationalausgestellte langfristige Aufenthaltsberechtigung – EU eines international

Schutzberechtigten den Hinweis, dass dieser Staat dieser Person internationalenSchutzberechtigten den Hinweis, dass dieser Staat dieser Person internationalen

Schutz gewährt, und ist die Verantwortung für den internationalen Schutz im SinneSchutz gewährt, und ist die Verantwortung für den internationalen Schutz im Sinne

von § 2 Absatz 13 nach Maßgaben der einschlägigen Rechtsvorschriften aufvon § 2 Absatz 13 nach Maßgaben der einschlägigen Rechtsvorschriften auf

Deutschland übergegangen, bevor dem international Schutzberechtigten eineDeutschland übergegangen, bevor dem international Schutzberechtigten eine

Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU nach § 9a erteilt wurde, so ersucht dasErlaubnis zum Daueraufenthalt – EU nach § 9a erteilt wurde, so ersucht das

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die zuständige Stelle des anderenBundesamt für Migration und Flüchtlinge die zuständige Stelle des anderen

Mitgliedstaates, den Hinweis in der langfristigen Aufenthaltsberechtigung – EUMitgliedstaates, den Hinweis in der langfristigen Aufenthaltsberechtigung – EU

entsprechend zu ändern.entsprechend zu ändern.



(5c) Wird einem in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union langfristig(5c) Wird einem in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union langfristig

Aufenthaltsberechtigten in Deutschland internationaler Schutz im Sinne von § 2Aufenthaltsberechtigten in Deutschland internationaler Schutz im Sinne von § 2

Absatz 13 gewährt, bevor ihm eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU nach § 9aAbsatz 13 gewährt, bevor ihm eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU nach § 9a

erteilt wurde, so ersucht das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge dieerteilt wurde, so ersucht das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die

zuständige Stelle des anderen Mitgliedstaates, in die dort ausgestellte langfristigezuständige Stelle des anderen Mitgliedstaates, in die dort ausgestellte langfristige

Aufenthaltsberechtigung – EU den Hinweis aufzunehmen, dass Deutschland dieserAufenthaltsberechtigung – EU den Hinweis aufzunehmen, dass Deutschland dieser

Person internationalen Schutz gewährt.Person internationalen Schutz gewährt.

(6) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge teilt der jeweils zuständigen(6) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge teilt der jeweils zuständigen

Ausländerbehörde von Amts wegen den Inhalt von Mitteilungen andererAusländerbehörde von Amts wegen den Inhalt von Mitteilungen anderer

Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit,Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit,

1. wonach der andere Mitgliedstaat der Europäischen Union aufenthaltsbeendende1. wonach der andere Mitgliedstaat der Europäischen Union aufenthaltsbeendende

Maßnahmen beabsichtigt oder durchführt, die sich gegen einen Ausländer richten,Maßnahmen beabsichtigt oder durchführt, die sich gegen einen Ausländer richten,

der eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt,der eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt,

2. wonach ein Ausländer, der eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt, in2. wonach ein Ausländer, der eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt, in

einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union langfristigeinem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union langfristig

Aufenthaltsberechtigter geworden ist oder ihm in einem anderen Mitgliedstaat derAufenthaltsberechtigter geworden ist oder ihm in einem anderen Mitgliedstaat der

Europäischen Union ein Aufenthaltstitel erteilt oder sein Aufenthaltstitel verlängertEuropäischen Union ein Aufenthaltstitel erteilt oder sein Aufenthaltstitel verlängert

wurde.wurde.

§ 91d Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie (EU) 2016/801§ 91d Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie (EU) 2016/801

(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nimmt Anträge nach § 18f(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nimmt Anträge nach § 18f

entgegen und leitet diese Anträge an die zuständige Ausländerbehörde weiter. Esentgegen und leitet diese Anträge an die zuständige Ausländerbehörde weiter. Es

teilt dem Antragsteller die zuständige Ausländerbehörde mit.teilt dem Antragsteller die zuständige Ausländerbehörde mit.

(2) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge erteilt der zuständigen Behörde(2) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge erteilt der zuständigen Behörde

eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union auf Ersuchen dieeines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union auf Ersuchen die

erforderlichen Auskünfte, um den zuständigen Behörden des anderenerforderlichen Auskünfte, um den zuständigen Behörden des anderen

Mitgliedstaates der Europäischen Union eine Prüfung zu ermöglichen, ob dieMitgliedstaates der Europäischen Union eine Prüfung zu ermöglichen, ob die

Voraussetzungen für die Mobilität des Ausländers nach den Artikeln 28 bis 31 derVoraussetzungen für die Mobilität des Ausländers nach den Artikeln 28 bis 31 der

Richtlinie (EU) 2016/801 vorliegen. Die Auskünfte umfassenRichtlinie (EU) 2016/801 vorliegen. Die Auskünfte umfassen

1. die Personalien des Ausländers und Angaben zum Identitäts- und1. die Personalien des Ausländers und Angaben zum Identitäts- und

Reisedokument,Reisedokument,

2. Angaben zu seinem gegenwärtigen und früheren Aufenthaltsstatus in2. Angaben zu seinem gegenwärtigen und früheren Aufenthaltsstatus in

Deutschland,Deutschland,

3. Angaben zu abgeschlossenen oder der Ausländerbehörde bekannten3. Angaben zu abgeschlossenen oder der Ausländerbehörde bekannten

strafrechtlichen Ermittlungsverfahren,strafrechtlichen Ermittlungsverfahren,



4. sonstige den Ausländer betreffende Daten, sofern sie im4. sonstige den Ausländer betreffende Daten, sofern sie im

Ausländerzentralregister gespeichert werden oder die aus der Ausländer- oderAusländerzentralregister gespeichert werden oder die aus der Ausländer- oder

Visumakte hervorgehen und der andere Mitgliedstaat der Europäischen Union umVisumakte hervorgehen und der andere Mitgliedstaat der Europäischen Union um

ihre Übermittlung ersucht hat.ihre Übermittlung ersucht hat.

Die Ausländerbehörden und die Auslandsvertretungen übermitteln hierzu demDie Ausländerbehörden und die Auslandsvertretungen übermitteln hierzu dem

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge auf dessen Ersuchen die für die ErteilungBundesamt für Migration und Flüchtlinge auf dessen Ersuchen die für die Erteilung

der Auskunft erforderlichen Angaben.der Auskunft erforderlichen Angaben.

(3) Die Auslandsvertretungen und die Ausländerbehörden können über das(3) Die Auslandsvertretungen und die Ausländerbehörden können über das

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge Ersuchen um Auskunft an zuständigeBundesamt für Migration und Flüchtlinge Ersuchen um Auskunft an zuständige

Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union richten, soweit diesStellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union richten, soweit dies

erforderlich ist, um die Voraussetzungen der Mobilität nach den §§ 16c und 18eerforderlich ist, um die Voraussetzungen der Mobilität nach den §§ 16c und 18e

und der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18f oder eines entsprechendenund der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18f oder eines entsprechenden

Visums zu prüfen. Sie können hierzuVisums zu prüfen. Sie können hierzu

1. die Personalien des Ausländers,1. die Personalien des Ausländers,

2. Angaben zu seinem Identitäts- und Reisedokument und zu seinem im anderen2. Angaben zu seinem Identitäts- und Reisedokument und zu seinem im anderen

Mitgliedstaat der Europäischen Union ausgestellten Aufenthaltstitel sowieMitgliedstaat der Europäischen Union ausgestellten Aufenthaltstitel sowie

3. Angaben zum Gegenstand des Antrags auf Erteilung des Aufenthaltstitels und3. Angaben zum Gegenstand des Antrags auf Erteilung des Aufenthaltstitels und

zum Ort der Antragstellungzum Ort der Antragstellung

übermitteln und aus besonderem Anlass den Inhalt der erwünschten Auskünfteübermitteln und aus besonderem Anlass den Inhalt der erwünschten Auskünfte

genauer bezeichnen. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitetgenauer bezeichnen. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet

eingegangene Auskünfte an die zuständigen Ausländerbehörden undeingegangene Auskünfte an die zuständigen Ausländerbehörden und

Auslandsvertretungen weiter. Die Daten, die in den Auskünften der zuständigenAuslandsvertretungen weiter. Die Daten, die in den Auskünften der zuständigen

Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union übermittelt werden, dürfenStellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union übermittelt werden, dürfen

die Ausländerbehörden und Auslandsvertretungen zu diesem Zweck verarbeiten.die Ausländerbehörden und Auslandsvertretungen zu diesem Zweck verarbeiten.

(4) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet die zuständige(4) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet die zuständige

Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem derBehörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem der

Ausländer einen Aufenthaltstitel nach der Richtlinie (EU) 2016/801 besitzt, überAusländer einen Aufenthaltstitel nach der Richtlinie (EU) 2016/801 besitzt, über

den Inhalt und den Tag einer Entscheidung überden Inhalt und den Tag einer Entscheidung über

1. die Ablehnung der nach § 16c Absatz 1 und § 18e Absatz 1 mitgeteilten Mobilität1. die Ablehnung der nach § 16c Absatz 1 und § 18e Absatz 1 mitgeteilten Mobilität

nach § 19f Absatz 5 sowienach § 19f Absatz 5 sowie

2. die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18f.2. die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18f.

Wenn eine Ausländerbehörde die Entscheidung getroffen hat, übermittelt sie demWenn eine Ausländerbehörde die Entscheidung getroffen hat, übermittelt sie dem

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür erforderlichenBundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür erforderlichen

Angaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen Kontaktstelle die für dieAngaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen Kontaktstelle die für die



Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus demUnterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem

Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer automatisiert übermitteln.Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer automatisiert übermitteln.

(5) Wird ein Aufenthaltstitel nach § 16b Absatz 1, den §§ 16e, 18d oder 19e(5) Wird ein Aufenthaltstitel nach § 16b Absatz 1, den §§ 16e, 18d oder 19e

widerrufen, zurückgenommen, nicht verlängert oder läuft er nach einer Verkürzungwiderrufen, zurückgenommen, nicht verlängert oder läuft er nach einer Verkürzung

der Frist gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 ab, so unterrichtet das Bundesamt fürder Frist gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 ab, so unterrichtet das Bundesamt für

Migration und Flüchtlinge unverzüglich die zuständigen Behörden des anderenMigration und Flüchtlinge unverzüglich die zuständigen Behörden des anderen

Mitgliedstaates, sofern sich der Ausländer dort im Rahmen desMitgliedstaates, sofern sich der Ausländer dort im Rahmen des

Anwendungsbereichs der Richtlinie (EU) 2016/801 aufhält und dies demAnwendungsbereichs der Richtlinie (EU) 2016/801 aufhält und dies dem

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bekannt ist. Die Ausländerbehörde, dieBundesamt für Migration und Flüchtlinge bekannt ist. Die Ausländerbehörde, die

die Entscheidung getroffen hat, übermittelt dem Bundesamt für Migration unddie Entscheidung getroffen hat, übermittelt dem Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge unverzüglich die hierfür erforderlichen Angaben. DieFlüchtlinge unverzüglich die hierfür erforderlichen Angaben. Die

Ausländerbehörden können der nationalen Kontaktstelle die für die UnterrichtungenAusländerbehörden können der nationalen Kontaktstelle die für die Unterrichtungen

nach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem Ausländerzentralregister unter Nutzungnach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem Ausländerzentralregister unter Nutzung

der AZR-Nummer automatisiert übermitteln. Wird dem Bundesamt für Migration undder AZR-Nummer automatisiert übermitteln. Wird dem Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge durch die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates mitgeteilt,Flüchtlinge durch die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates mitgeteilt,

dass ein Aufenthaltstitel eines Ausländers, der sich nach den §§ 16c, 18e oder 18fdass ein Aufenthaltstitel eines Ausländers, der sich nach den §§ 16c, 18e oder 18f

im Bundesgebiet aufhält, der in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU)im Bundesgebiet aufhält, der in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU)

2016/801 fällt, widerrufen, zurückgenommen oder nicht verlängert wurde oder2016/801 fällt, widerrufen, zurückgenommen oder nicht verlängert wurde oder

abgelaufen ist, so unterrichtet das Bundesamt für Migration und Flüchtlingeabgelaufen ist, so unterrichtet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

unverzüglich die zuständige Ausländerbehörde.unverzüglich die zuständige Ausländerbehörde.

§ 91e Gemeinsame Vorschriften für das Register zum vorübergehenden§ 91e Gemeinsame Vorschriften für das Register zum vorübergehenden

Schutz und zu innergemeinschaftlichen DatenübermittlungenSchutz und zu innergemeinschaftlichen Datenübermittlungen

Im Sinne der §§ 91a bis 91g sindIm Sinne der §§ 91a bis 91g sind

1. Personalien: Namen, insbesondere Familienname, Geburtsname, Vornamen und1. Personalien: Namen, insbesondere Familienname, Geburtsname, Vornamen und

früher geführte Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, Geschlecht,früher geführte Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, Geschlecht,

Staatsangehörigkeiten und Wohnanschrift im Inland,Staatsangehörigkeiten und Wohnanschrift im Inland,

2. Angaben zum Identitäts- und Reisedokument: Art, Nummer, ausgebende Stelle,2. Angaben zum Identitäts- und Reisedokument: Art, Nummer, ausgebende Stelle,

Ausstellungsdatum und Gültigkeitsdauer.Ausstellungsdatum und Gültigkeitsdauer.

§ 91f Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie 2009/50/EG innerhalb der§ 91f Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie 2009/50/EG innerhalb der

Europäischen UnionEuropäischen Union

(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet als nationale(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet als nationale

Kontaktstelle im Sinne des Artikels 22 Absatz 1 der Richtlinie 2009/50/EG dieKontaktstelle im Sinne des Artikels 22 Absatz 1 der Richtlinie 2009/50/EG die

zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in demzuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem

der Ausländer eine Blaue Karte EU besitzt, über den Inhalt und den Tag einerder Ausländer eine Blaue Karte EU besitzt, über den Inhalt und den Tag einer

Entscheidung über die Erteilung einer Blauen Karte EU. Die Behörde, die dieEntscheidung über die Erteilung einer Blauen Karte EU. Die Behörde, die die



Entscheidung getroffen hat, übermittelt der nationalen Kontaktstelle unverzüglichEntscheidung getroffen hat, übermittelt der nationalen Kontaktstelle unverzüglich

die hierfür erforderlichen Angaben. Der nationalen Kontaktstelle können die fürdie hierfür erforderlichen Angaben. Der nationalen Kontaktstelle können die für

Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus demUnterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem

Ausländerzentralregister durch die Ausländerbehörden unter Nutzung der AZR-Ausländerzentralregister durch die Ausländerbehörden unter Nutzung der AZR-

Nummer automatisiert übermittelt werden.Nummer automatisiert übermittelt werden.

(2) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge übermittelt den zuständigen(2) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge übermittelt den zuständigen

Organen der Europäischen Union jährlichOrganen der Europäischen Union jährlich

1. die Daten, die nach der Verordnung (EG) Nr. 862/2007 des Europäischen1. die Daten, die nach der Verordnung (EG) Nr. 862/2007 des Europäischen

Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 zu Gemeinschaftsstatistiken überParlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 zu Gemeinschaftsstatistiken über

Wanderung und internationalen Schutz und zur Aufhebung der Verordnung (EWG)Wanderung und internationalen Schutz und zur Aufhebung der Verordnung (EWG)

Nr. 311/76 des Rates über die Erstellung von Statistiken über ausländischeNr. 311/76 des Rates über die Erstellung von Statistiken über ausländische

Arbeitnehmer (ABl. L 199 vom 31.7.2007, S. 23) im Zusammenhang mit derArbeitnehmer (ABl. L 199 vom 31.7.2007, S. 23) im Zusammenhang mit der

Erteilung von Blauen Karten EU zu übermitteln sind, sowieErteilung von Blauen Karten EU zu übermitteln sind, sowie

2. ein Verzeichnis der Berufe, für die nach § 18b Absatz 2 Satz 2 ein Gehalt nach2. ein Verzeichnis der Berufe, für die nach § 18b Absatz 2 Satz 2 ein Gehalt nach

Artikel 5 Absatz 5 der Richtlinie 2009/50/EG bestimmt wurde.Artikel 5 Absatz 5 der Richtlinie 2009/50/EG bestimmt wurde.

§ 91g Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie 2014/66/EU§ 91g Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie 2014/66/EU

(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nimmt Anträge nach § 19b(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nimmt Anträge nach § 19b

entgegen und leitet diese Anträge an die zuständige Ausländerbehörde weiter. Esentgegen und leitet diese Anträge an die zuständige Ausländerbehörde weiter. Es

teilt dem Antragsteller die zuständige Ausländerbehörde mit.teilt dem Antragsteller die zuständige Ausländerbehörde mit.

(2) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge erteilt der zuständigen Behörde(2) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge erteilt der zuständigen Behörde

eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union auf Ersuchen dieeines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union auf Ersuchen die

erforderlichen Auskünfte, um den zuständigen Behörden des anderenerforderlichen Auskünfte, um den zuständigen Behörden des anderen

Mitgliedstaates der Europäischen Union eine Prüfung zu ermöglichen, ob dieMitgliedstaates der Europäischen Union eine Prüfung zu ermöglichen, ob die

Voraussetzungen für die Mobilität des Ausländers nach der Richtlinie 2014/66/EUVoraussetzungen für die Mobilität des Ausländers nach der Richtlinie 2014/66/EU

vorliegen. Die Auskünfte umfassenvorliegen. Die Auskünfte umfassen

1. die Personalien des Ausländers und Angaben zum Identitäts- und1. die Personalien des Ausländers und Angaben zum Identitäts- und

Reisedokument,Reisedokument,

2. Angaben zu seinem gegenwärtigen und früheren Aufenthaltsstatus in2. Angaben zu seinem gegenwärtigen und früheren Aufenthaltsstatus in

Deutschland,Deutschland,

3. Angaben zu abgeschlossenen oder der Ausländerbehörde bekannten3. Angaben zu abgeschlossenen oder der Ausländerbehörde bekannten

strafrechtlichen Ermittlungsverfahren,strafrechtlichen Ermittlungsverfahren,

4. sonstige den Ausländer betreffende Daten, sofern sie im4. sonstige den Ausländer betreffende Daten, sofern sie im

Ausländerzentralregister gespeichert werden oder sie aus der Ausländer- oderAusländerzentralregister gespeichert werden oder sie aus der Ausländer- oder

Visumakte hervorgehen und der andere Mitgliedstaat der Europäischen Union umVisumakte hervorgehen und der andere Mitgliedstaat der Europäischen Union um



ihre Übermittlung ersucht hat.ihre Übermittlung ersucht hat.

Die Ausländerbehörden und die Auslandsvertretungen übermitteln hierzu demDie Ausländerbehörden und die Auslandsvertretungen übermitteln hierzu dem

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge auf dessen Ersuchen die für die ErteilungBundesamt für Migration und Flüchtlinge auf dessen Ersuchen die für die Erteilung

der Auskunft erforderlichen Angaben.der Auskunft erforderlichen Angaben.

(3) Die Auslandsvertretungen und die Ausländerbehörden können über das(3) Die Auslandsvertretungen und die Ausländerbehörden können über das

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge Ersuchen um Auskunft an zuständigeBundesamt für Migration und Flüchtlinge Ersuchen um Auskunft an zuständige

Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union richten, soweit diesStellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union richten, soweit dies

erforderlich ist, um die Voraussetzungen der Mobilität nach § 19a oder dererforderlich ist, um die Voraussetzungen der Mobilität nach § 19a oder der

Erteilung einer Mobiler-ICT-Karte zu prüfen. Sie können hierzuErteilung einer Mobiler-ICT-Karte zu prüfen. Sie können hierzu

1. die Personalien des Ausländers,1. die Personalien des Ausländers,

2. Angaben zu seinem Identitäts- und Reisedokument und zu seinem im anderen2. Angaben zu seinem Identitäts- und Reisedokument und zu seinem im anderen

Mitgliedstaat der Europäischen Union ausgestellten Aufenthaltstitel sowieMitgliedstaat der Europäischen Union ausgestellten Aufenthaltstitel sowie

3. Angaben zum Gegenstand des Antrags auf Erteilung des Aufenthaltstitels und3. Angaben zum Gegenstand des Antrags auf Erteilung des Aufenthaltstitels und

zum Ort der Antragstellungzum Ort der Antragstellung

übermitteln und aus besonderem Anlass den Inhalt der erwünschten Auskünfteübermitteln und aus besonderem Anlass den Inhalt der erwünschten Auskünfte

genauer bezeichnen. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitetgenauer bezeichnen. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet

eingegangene Auskünfte an die zuständigen Ausländerbehörden undeingegangene Auskünfte an die zuständigen Ausländerbehörden und

Auslandsvertretungen weiter. Die Daten, die in den Auskünften der zuständigenAuslandsvertretungen weiter. Die Daten, die in den Auskünften der zuständigen

Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union übermittelt werden, dürfenStellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union übermittelt werden, dürfen

die Ausländerbehörden und Auslandsvertretungen zu diesem Zweck verarbeiten.die Ausländerbehörden und Auslandsvertretungen zu diesem Zweck verarbeiten.

(4) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet die zuständige(4) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet die zuständige

Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem derBehörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem der

Ausländer eine ICT-Karte besitzt, über den Inhalt und den Tag einer EntscheidungAusländer eine ICT-Karte besitzt, über den Inhalt und den Tag einer Entscheidung

überüber

1. die Ablehnung der nach § 19a Absatz 1 mitgeteilten Mobilität gemäß § 19a1. die Ablehnung der nach § 19a Absatz 1 mitgeteilten Mobilität gemäß § 19a

Absatz 4 sowieAbsatz 4 sowie

2. die Erteilung einer Mobiler-ICT-Karte nach § 19b.2. die Erteilung einer Mobiler-ICT-Karte nach § 19b.

Wird eine ICT-Karte nach § 19 widerrufen, zurückgenommen oder nicht verlängertWird eine ICT-Karte nach § 19 widerrufen, zurückgenommen oder nicht verlängert

oder läuft sie nach einer Verkürzung der Frist gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 ab, sooder läuft sie nach einer Verkürzung der Frist gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 ab, so

unterrichtet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die Behördeunterrichtet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die Behörde

des anderen Mitgliedstaates, in dem der Ausländer von der in der Richtliniedes anderen Mitgliedstaates, in dem der Ausländer von der in der Richtlinie

2014/66/EU vorgesehenen Möglichkeit, einen Teil des unternehmensinternen2014/66/EU vorgesehenen Möglichkeit, einen Teil des unternehmensinternen

Transfers in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union durchzuführen,Transfers in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union durchzuführen,

Gebrauch gemacht hat, sofern dies der Ausländerbehörde bekannt ist. DieGebrauch gemacht hat, sofern dies der Ausländerbehörde bekannt ist. Die



Behörde, die die Entscheidung getroffen hat, übermittelt dem Bundesamt fürBehörde, die die Entscheidung getroffen hat, übermittelt dem Bundesamt für

Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür erforderlichen Angaben. DieMigration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür erforderlichen Angaben. Die

Ausländerbehörden können der nationalen Kontaktstelle die für die UnterrichtungenAusländerbehörden können der nationalen Kontaktstelle die für die Unterrichtungen

nach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem Ausländerzentralregister unter Nutzungnach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem Ausländerzentralregister unter Nutzung

der AZR-Nummer automatisiert übermitteln. Wird dem Bundesamt für Migration undder AZR-Nummer automatisiert übermitteln. Wird dem Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge durch die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates mitgeteilt,Flüchtlinge durch die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates mitgeteilt,

dass ein Aufenthaltstitel eines Ausländers, der sich nach den §§ 19a oder 19b imdass ein Aufenthaltstitel eines Ausländers, der sich nach den §§ 19a oder 19b im

Bundesgebiet aufhält, und der in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU)Bundesgebiet aufhält, und der in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU)

2014/66 fällt, widerrufen, zurückgenommen oder nicht verlängert wurde oder2014/66 fällt, widerrufen, zurückgenommen oder nicht verlängert wurde oder

abgelaufen ist, so unterrichtet das Bundesamt für Migration und Flüchtlingeabgelaufen ist, so unterrichtet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

unverzüglich die zuständige Ausländerbehörde.unverzüglich die zuständige Ausländerbehörde.

(5) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge übermittelt den zuständigen(5) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge übermittelt den zuständigen

Organen der Europäischen Union jährlichOrganen der Europäischen Union jährlich

1. die Zahl1. die Zahl

a) der erstmals erteilten ICT-Karten,a) der erstmals erteilten ICT-Karten,

b) der erstmals erteilten Mobiler-ICT-Karten undb) der erstmals erteilten Mobiler-ICT-Karten und

c) der Mitteilungen nach § 19a Absatz 1,c) der Mitteilungen nach § 19a Absatz 1,

2. jeweils die Staatsangehörigkeit des Ausländers und2. jeweils die Staatsangehörigkeit des Ausländers und

3. jeweils die Gültigkeitsdauer oder die Dauer des geplanten Aufenthalts.3. jeweils die Gültigkeitsdauer oder die Dauer des geplanten Aufenthalts.


